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 Anlage 2 zur Begründung 

Abwägung der Stellungnahmen sowie der Anregungen 

Bebauungsplan Nr. 16 "Ehemaliger Kohlehafen südlich der Straße Unter den Eichen" 
(gebietsübergreifend Kraftwerk Mehrum) - Schwicheldt 

Frühzeitige Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

und 
Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs.2 BauGB 

Folgende mit Anschreiben vom 26.01.2024 und 10.10.2024 an der Planung beteiligte Behörden und 
sonstige Träger öffentlicher Belange haben im Rahmen der Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB und 
nach § 4 Abs.2 BauGB keine Anregungen/Bedenken vorgebracht bzw. keine Stellungnahme abge-
geben: 

keine Bedenken geäußert: 

 Avacon Netz GmbH, Salzgitter, E-Mail vom 18.10.2024 
 ExxonMobil Production Deutschland GmbH, E-Mails vom 28.01.2024 und 12.10.2024 
 Gasunie Deutschland Transport Services GmbH, E-Mails vom 29.01.2024 und 11.10.2024 
 Gemeinde Vechelde, E-Mails vom 29.01.2024 und 11.10.2024 
 Handwerkskammer Braunschweig-Lüneburg-Stade, E-Mails vom 15.02.2024 und 19.11.2024 
 Industrie- und Handelskammer Braunschweig, E-Mails vom 09.02.2024 und 01.11.2024 
 Vodafone GmbH/Vodafone Deutschland GmbH, E-Mails vom 14.02.2024 und 14.11.2024 
 Landwirtschaftskammer Niedersachsen, E-Mail vom 07.02.2024 
 Polizeikommissariat Peine, E-Mail vom 16.02.2024 
 Region Hannover, E-Mail vom 14.11.2024 
 Deutsche Telekom GmbH, Hannover, E-Mail vom 18.11.2024 
 TransnetBW GmbH, E-Mail vom 08.02.2024 
 Bundesnetzagentur, Bonn, E-Mail vom 17.10.2024 
 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 

E-Mails vom 26.01.2024 und 14.10.2024 
 Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Mittellandkanal/Elbe-Seitenkanal, Braunschweig,  

E-Mail vom 20.11.2024 

keine Stellungnahme abgegeben: 

 Agentur für Arbeit Peine 
 Avacon Netz GmbH, Netzdienste Region Mitte, Betrieb Verteilernetze Burgwedel 
 Bischöfliches Generalvikariat der Kath. Kirche im Bistum Hildesheim 
 BUND, Landesverband Niedersachsen, Hannover 
 DB Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Nord, Hamburg 
 WEVG Salzgitter GmbH & Co. KG 
 Gemeinde Edemissen 
 Gemeinde Ilsede 
 Gemeinde Ilsede, Außenstelle Gadenstedt 
 Gemeinde Wendeburg 
 ArL - Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig 
 Ev.-luth. Kirchenkreisverband Hildesheim 
 Forstamt Südniedersachsen der Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Hildesheim 



II

 LBU Landesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz Niedersachsen e.V. 
 NABU Naturschutzbund Deutschland, Landesverband Niedersachsen 
 NABU Naturschutzbund Deutschland, Kreisverband Peine 
 Glückauf Immobilien GmbH, Salzgitter AG 
 Unterhaltungsverband Fuhse-Aue-Erse, Peine 

Übersicht der Stellungnahmen 

Verfahrensschritt Anzahl der Beteiligten eingegangene 
Stellungnahmen 

Stellungnahmen mit 
Hinweisen/ 
Anregungen

§ 4 Abs. 1 BauGB 45 25 15
§ 4 Abs. 2 BauGB 45 22 10 

Die Stellungnahmen der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) und § 3 (2) BauGB sind in einer separa-
ten Tabelle aufgelistet. 
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Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
- Stellungnahmen gemäß § 4 (1) BauGB (26.01.2024 bis einschl. 16.02.2024) 

01. Avacon Netz GmbH, 
Watenstedter Weg 75, 38229 Salzgitter 
Schreiben vom 02.02.2024 

Gern beantworten wir Ihre Anfrage. Durch die im Betreff genannte Bauleitplanung sind un-
sere Gashochdruck- und Fernmeldeleitungen betroffen.  

Bei Einhaltung der im Anhang aufgeführten Hinweise, haben wir gegen das im Betreff ge-
nannte Vorhaben keine weiteren Einwände oder Bedenken.  

Änderungen der uns vorliegenden Planung bedürfen unserer erneuten Prüfung.  

Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 
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Die im Bereich des Feldweges und im angrenzenden 
Bereich verlaufende Gashochdruckleitung und Fern-
meldeleitung werden in die Planung übernommen und 
mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht außerhalb 
des Weges gesichert. Es erfolgt ein allgemeiner Hin-
weis auf die Stellungnahme zur Beachtung im Rahmen 
der Umsetzung. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

02. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Postfach 51 01 53, 30631 Hannover 
Schreiben vom 16.02.2024 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vorhaben fol-
gende Hinweise: 

Boden 

Die Grundlage zur fachlichen Beurteilung des Schutzgutes Boden liefert in Deutschland das 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und fokussiert dabei auf die Bewertung der Bo-
denfunktionen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen der natürlichen 
Bodenfunktionen und der Archivfunktion vermieden werden (vgl. § 1 BBodSchG). Mit Grund 
und Boden ist gemäß § 1a BauGB sparsam und schonend umzugehen und flächenbean-
spruchende Maßnahmen sollten diesem Grundsatz entsprechen (LROP 3.1.1, 04). Für Nie-
dersachsen wird in der Niedersächsischen Nachhaltigkeitsstrategie eine reduzierte Flä-
cheninanspruchnahme von unter 4 ha pro Tag bis 2030 angestrebt. Das NNatSchG gibt in 
§ 1a zudem vor, die Neuversiegelung von Böden landesweit bis zum Ablauf des Jahres 
2030 auf unter 3 ha pro Tag zu reduzieren und bis zum Ablauf des Jahres 2050 zu beenden. 
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Diese Zielsetzung wurde auch in das LROP (3.1.1, 05) aufgenommen. Hieraus ergibt sich 
der Bedarf nach einem sparsamen Umgang mit den Ressourcen Boden und Fläche für die 
kommunale Planung. 

Zur fachgerechten Berücksichtigung in der Planung sollte das Schutzgut Boden in dem zu 
erarbeitenden Umweltbericht entsprechend der Anlage 1 Baugesetzbuch (BauGB) ausführ-
lich beschrieben und eine Bodenfunktionsbewertung entsprechend der im Bundes-Boden-
schutzgesetz (vgl. § 2 BBodSchG) genannten Funktionen vorgenommen werden.  

Als Datenbasis zur Bearbeitung des Schutzgutes Boden empfehlen wir unsere Bodenkarte 
i.M. 1:50.000 (BK50) und ihre Vielzahl an Auswertungskarten – u.a. zu Suchräumen für 
schutzwürdige Böden und zu Empfindlichkeiten der Böden. Sofern genauere Informationen 
zu den Böden im Gebiet vorliegen, sollten diese zusätzlich herangezogen werden.  

Entsprechend den Daten des LBEG sind die Böden empfindlich gegenüber Bodenverdich-
tung (siehe Auswertungskarte "Gefährdung der Bodenfunktionen durch Bodenverdichtung" 
auf dem NIBIS® Kartenserver). Verdichtungen sind durch geeignete Maßnahmen zu ver-
meiden – zum Schutz und zur Minderung der Beeinträchtigungen des Bodens.  

Zur Unterstützung bei der Bewertung der Bodenfunktionen und der Empfindlichkeiten von 
Böden stellt das LBEG über den NIBIS® Kartenserver bodenkundliche Netzdiagramme be-
reit, die in der Planung verwendet werden können. Eine Beschreibung der Diagramme und 
Hinweise zur Anwendung finden Sie in Geofakten 40. 

Eine eingriffs- und funktionsbezogene Kompensation verbleibender Bodenfunktionsbeein-
trächtigungen sollte durch geeignete Maßnahmen zur Verbesserung der Bodenfunktionen 
durchgeführt werden (z.B. Entsiegelung, Renaturierung, Wiedervernässung). Dementspre-
chend empfehlen wir Bodenabtrag im Zuge dieser Maßnahmen zu vermeiden und Maßnah-
men zu wählen, die den natürlichen Standortbedingungen entsprechen. Wir weisen in die-
sem Kontext auf die LBEG Veröffentlichung Erhalt und Wiederherstellung von Bodenfunk-
tionen in der Planungspraxis hin. 

Aus bodenschutzfachlicher Sicht geben wir einige allgemeine Hinweise zu den Maßnahmen 
der Vermeidung und Verminderung von Bodenbeeinträchtigungen. Vorhandener Oberbo-
den sollte aufgrund § 202 BauGB vor Baubeginn schonend abgetragen und einer ordnungs-
gemäßen Verwertung zugeführt werden. Im Rahmen der Bautätigkeiten sollten einige DIN-
Normen aktiv Anwendung finden (v.a. DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und Durchfüh-
rung von Bauvorhaben, DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau -Bodenarbeiten, 
DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial). Um dauerhaft negative Auswirkungen auf die 
von Bebauung freizuhaltenden Bereiche zu vermeiden, sollte der Boden im Bereich der Be-
wegungs-, Arbeits- und Lagerflächen durch geeignete Maßnahmen (z.B. Überfahrungsver-
botszonen, Baggermatten) geschützt werden. Boden sollte im Allgemeinen schichtgetreu 
ab- und aufgetragen werden. Die Lagerung von Boden in Bodenmieten sollte ortsnah, 
schichtgetreu, in möglichst kurzer Dauer und entsprechend vor Witterung geschützt vorge-
nommen werden (u.a. gemäß DIN 19639). Außerdem sollte das Vermischen von Böden 
verschiedener Herkunft oder mit unterschiedlichen Eigenschaften vermieden werden. Auf 
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verdichtungsempfindlichen Flächen sollten Stahlplatten oder Baggermatten zum Schutz vor 
mechanischen Belastungen ausgelegt werden. Besonders bei diesen Böden sollte auf die 
Witterung und den Feuchtegehalt im Boden geachtet werden, um Strukturschäden zu ver-
meiden. Der Geobericht 28 Bodenschutz beim Bauen des LBEG dient als Leitfaden zu die-
sem Thema. Weitere Hinweise zur Vermeidung und Minderung von Bodenbeeinträchtigun-
gen sowie zur Wiederherstellung von Bodenfunktionen sind zudem in Geofakt 31 Erhalt und 
Wiederherstellung von Bodenfunktionen in der Planungspraxis zu finden. 

Gashochdruckleitungen, Rohrfernleitungen 

Durch das Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe dazu verlaufen erdverlegte Gashoch-
druckleitungen bzw. Rohrfernleitungen. Bei diesen Leitungen sind Schutzstreifen zu beach-
ten, die von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem Pflanzenbewuchs frei zu halten 
sind. Bitte beteiligen Sie den aktuellen Leitungsbetreiber direkt am Verfahren, damit ggf. 
erforderliche Abstimmungsmaßnahmen (genauer Leitungsverlauf, Breite des Schutzstrei-
fens etc.) eingeleitet werden können. Der Leitungsbetreiber kann sich ändern, ohne dass 
es eine gesetzliche Mitteilungspflicht gegenüber dem LBEG gibt. Wenn Ihnen aktuelle In-
formationen zum Betreiber bekannt sind, melden Sie diese bitte an Leitungskatas-
ter@lbeg.niedersachsen.de. Weitere Informationen erhalten Sie hier. Die beim LBEG vor-
liegenden Daten zu den betroffenen Leitungen entnehmen Sie bitte der nachfolgenden Ta-
belle: 

Objektname Betreiber Leitungstyp Leitungsstatus 

FG-Leitung Gastransportnetz Avacon AG Energetische oder 
nicht-energetische Leitung 

(nicht) angegeben 

Wenn die Beteiligung der Leitungsbetreiber bereits im Rahmen früherer Planungsverfahren 
durchgeführt wurde und zwischenzeitlich keine Veränderung des Leitungsverlaufs erfolgte, 
ist die Erfordernis einer erneuten Beteiligung der genannten Unternehmen durch die ver-
fahrensführende Behörde abzuwägen. 

Baugrund  

Im Untergrund des Standorts stehen keine löslichen Gesteine an oder sie liegen in so gro-
ßer Tiefe, dass bisher keine Erdfälle bekannt geworden sind. Eine Gefährdung durch Erd-
fälle ist daher nicht gegeben. 
Formal ist dem Standort die Erdfallgefährdungskategorie ≤ 1 zuzuordnen (gem. Erlass des 
Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebieten" vom 
23.2.1987, Az. 305.4 – 24 110/2 -). Im Rahmen von Baumaßnahmen am Standort sind be-
züglich der Erdfallgefährdung keine besonderen konstruktiven Sicherungsmaßnahmen not-
wendig. 

Im Umfeld des Standorts liegen uns Hinweise auf mögliche Gefährdungen durch gravitative 
Massenbewegungen (Rutschungen, Fließbewegungen) vor. 
Informationen über die Art des Bewegungsprozesses sowie zur Mächtigkeit und räumlichen 
Ausdehnung, zum Zustand oder der aktuellen Aktivität liegen uns derzeit nicht vor. 
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Wir empfehlen, im Zuge der Planung Baugrunderkundungen gemäß Eurocode 7 (A 2.1.2.4; 
zuvor DIN 1054) durchzuführen und mögliche Auswirkungen auf die Standsicherheit und 
Gebrauchstauglichkeit des Planvorhabens zu prüfen. Die Erkundung sollte sowohl den ei-
gentlichen Planungsbereich als auch die ggf. angrenzenden oder umliegenden potentiell 
instabilen Gefahrenbereiche umfassen. 

Im Zuge der Planung von Baumaßnahmen verweisen wir für Hinweise und Informationen 
zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS Kartenserver: Thema Ingenieur-
geologie. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine ge-
otechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Be-
richt. Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des ge-
otechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der 
DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 

Hinweise 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise 
oder Anregungen. 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den raumplane-
rischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die Stel-
lungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Daten-
grundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf Voll-
ständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und 
Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene 
Untersuchungen. 

Der Verbrauch der offenen Landschaft ist nicht grund-
sätzlich zu vermeiden; gerade bei großflächigen Vor-
haben mit industrieller Nutzung wie im vorliegenden 
Fall. Aufgrund des Rückgriffes auf bereits teilweise ge-
nutzte Flächen durch den Kohlehafen wird der Ansatz 
der Minimierung berücksichtigt.  
Die einzelnen Schutzgüter werden entsprechend der 
gesetzlichen Vorgaben im Rahmen des Umweltberich-
tes abgehandelt. Hierzu zählt auch das Schutzgut Bo-
den.  
Die Hinweise und Informationen des NIBIS® Karten-
server zu den Baugrundverhältnissen am Standort 
wurden bei der Planaufstellung berücksichtigt. Zusätz-
lich erfolgt ein allgemeiner Hinweis auf die Stellung-
nahme in der Begründung zur Beachtung bei Realisie-
rung. 
Die Avacon AG wurde am Planverfahren beteiligt 
(siehe lfd. Nr. 1). Die angesprochene Gashochdruck-
leitung und Fernmeldeleitung werden in die Planung 
übernommen. Sie verlaufen überwiegend im Bereich 
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des Feldweges und werden mit einem Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht außerhalb des Weges gesichert. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

03. Landkreis Peine 
Burgstraße 1, 31224 Peine 
Schreiben vom 14.02.2024 

Als Träger öffentlicher Belange nehme ich zu o. g. Planung wie folgt Stellung: 

Abfallwirtschafts- und Beschäftigungsbetriebe: 

Ver- und Entsorgung  
Die Abfallbehälter, der Grob- und Sperrmüll sowie Wertstoffe sind dort an einer öffentlichen 
Straße bereitzustellen, wo die Abfallsammelfahrzeuge gefahrlos an- und abfahren können. 
Vorderlieger haben am Abfuhrtag die Bereitstellung von Abfällen durch Hinterlieger an einer 
öffentlichen Straße zu dulden, um deren Abtransport durch Abfallsammelfahrzeuge zu er-
möglichen.  
Die Bereitstellung der Abfälle und Wertstoffe durch die Anlieger hat so zu erfolgen, dass 
weder Fußgänger noch der Straßenverkehr gefährdet oder behindert werden. Ggf. sind die 
Abfallbehälter nach der Abfallentleerung durch die Anlieger wieder auf die Grundstücke zu-
rückzubringen. 

Für ein gefahrloses An- und Abfahren der Abfallsammelfahrzeuge sind folgende Punkte zu 
beachten:  

 Alle Straßen und Wege, die zur Entsorgung befahren werden müssen, sind für 
Schwerlastverkehr auszulegen.  

 Fahrzeuglängen von 11 m sind zu berücksichtigen.  
 Ohne Begegnungsverkehr beträgt die erforderliche durchgehend lichte Mindestfahr-

bahnbreite 3,55 m. Mit Begegnungsverkehr beträgt die erforderliche durchgehend 
lichte Mindestfahrbahnbreite 4,75 m. Aufgrund von ausschwenkenden Fahrzeugüber-
hängen liegt bei parkendenden Fahrzeugen, Verkehrshindernissen, Verschwenkun-
gen und Kurven ein zusätzlicher Platzbedarf von bis zu 2,0 m Breite vor. 

 Stichwege und Stichstraßen werden aus Sicherheitsgründen nicht angefahren, wenn 
keine Wendeanlage mit einem Wendekreisdurchmesser von 22 Metern für Schwer-
lastfahrzeuge vorhanden ist. An der Außenseite der Wendeanlage ist eine Freihalte-
zone von 1 m Breite für ausschwenkende Fahrzeugüberhänge vorzusehen (frei von 
Hindernissen wie Schaltschränken, Lichtmasten, Verkehrsschildern, Bäumen und an-
deren festen baulichen Einrichtungen). In der Wendeanlage ist das Parken durch 
Sperrflächen oder durch entsprechend andere verkehrsregelnde Maßnahmen zu un-
terbinden. Für die Zufahrt zur Wendeanlage beträgt die erforderliche Mindestfahr-
bahnbreite 6,5 m. 
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 In Kurvenbereichen und Wendeanlagen ist das Parken durch Sperrflächen zu unter-
binden sowie auf Baumpflanzungen zu verzichten. Schmale Straßen sind an den Ab-
fuhrtagen, durch entsprechende verkehrsregelnde Maßnahmen, von parkenden Fahr-
zeugen freizuhalten. 

 Es ist eine durchgehend lichte Höhe von 4,0 m erforderlich, hierauf ist z.B. bei Baum-
pflanzungen und der Installation von Straßenlaternen im Straßenraum zu achten.  

 Sind entlang von Erschließungsstraßen, die zur Entsorgung befahren werden müs-
sen, Pflanzinseln vorgesehen, sollten diese mit überfahrbaren Borden ausgeführt wer-
den (keine Hochborde). 

Für Wege und Straßen, die nicht durch Abfallsammelfahrzeuge befahren werden können, 
wie z.B. Stichwege/ -straße ohne Wendeanlage oder zu schmale Erschließungsstraßen 
(auch während der Baumaßnahme), wird die Einrichtung eines Abfallsammelplatzes emp-
fohlen. Dieser sollte sich an der nächstgelegenen, für Schwerlastfahrzeuge befahrbaren, 
öffentlichen Straße befinden.  
Für Wege und Straßen, die nicht durch Abfallsammelfahrzeuge befahren werden können, 
wie z.B. Stichwege/ -straße ohne Wendeanlage oder zu schmale Erschließungsstraßen, 
wird die Einrichtung eines Abfallsammelplatzes empfohlen. Dieser sollte sich an der 
nächstgelegenen, für Schwerlastfahrzeuge befahrbaren, öffentlichen Straße befinden. Für 
Abfallsammelplätze sind folgende Vorgaben zu berücksichtigen: 

 Der Sammelplatz ist in den Bebauungsplan aufzunehmen und entsprechend zu er-
läutern.  

 Abfallbehälter, der Grob- und Sperrmüll sowie Wertstoffe sind durch die Anlieger auf 
dem ausgewiesenen Sammelplatz zur Abholung bereitzustellen.  

 Nach der Abfallentleerung sind die Abfallbehälter durch die Anlieger wieder auf die 
Grundstücke zurückzubringen.  

 Der Sammelplatz ist so anzulegen, dass weder Fußgänger noch der Straßenverkehr 
gefährdet oder behindert werden.  

 Der Sammelplatz ist so zu dimensionieren, dass Abfallsammelfahrzeuge gefahrlos 
an- und abfahren können sowie beladen werden können.  

 Die Fläche des Sammelplatzes ist auf die Anzahl zukünftiger Nutzer und die zugelas-
senen Abfallbehälter der A+B Landkreis Peine, Grob- und Sperrmüll sowie Gelbe Sä-
cke für Leichtverpackungen abzustimmen. Für die Bereitstellung aller Sammelfraktio-
nen (Restmüll, Biomüll, Papier, Gelber Sack sowie Grob- und Sperrmüll) an einem 
Abfuhrtag, sind 6 m² für einen Einfamilienhaushalt ausreichend.  

Zugelassene Abfallbehälter weisen in ihrer Standfläche folgende Abmaße auf: 

Volumen [L] Tiefe [m] Breite [m]
 60 0,51 0,44 
120 0,54 0,48
240 0,72 0,58

 770 0,77 1,35 
1.100 1,06 1,36
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Die Hinweise der Abfallwirtschafts- und Beschäfti-
gungsbetriebe werden in die Begründung übernom-
men. Das Industriegebiet wird über öffentliche Ver-
kehrswege angeschlossen, so dass eine grundsätzli-
che Erreichbarkeit gegeben ist. Abhängig von dem Er-
fordernis einer öffentlichen inneren Erschließung des 
Plangebietes ist ein Anfahren über eben diese mög-
lich. Geeignete Abfallsammelplätze sind auf privaten 
Grundstücken zur Verfügung zu stellen und im Rah-
men der Planumsetzung zu errichten.  

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

Fachdienst Straßenverkehr:  

Grundsätzlich bestehen keine Bedenken gegen die geplante Baumaßnahme. Allerdings 
sollte aufgrund des derzeit bereits hohen Verkehrsaufkommens auf der L 413 ein Verkehrs-
gutachten gefordert werden, sobald feststeht, welcher Nutzung diese Fläche zugeführt wer-
den soll. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und befolgt. 
Ein Verkehrsgutachten wird Bestandteil der weiterfüh-
renden Planung. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

Vorbeugender Brandschutz:  

1. Die erforderlichen Feuerwehrzufahrten zu allen Grundstücken und Gebäuden gem. § 4 
NBauO und §§ 1 und 2 DVO-NBauO sind sicherzustellen. 

2. Die erforderliche Löschwassermenge beträgt gem. der Tabelle des Arbeitsblattes 
W 405 des DVGW bei der vorgesehenen baulichen Nutzung und einer mittleren Gefahr 
der Brandausbreitung 96 m³/Std. und ist für einen Zeitraum von zwei Stunden zu ge-
währleisten. Bei der Ermittlung der bereitgestellten Löschwassermenge sind alle Lösch-
wasserentnahmestellen in einem Umkreis von 120 m von jedem Brandobjekt zu erfas-
sen. 

3. Die erforderlichen Löschwasserhydranten mit einer Wasserlieferung von mind. 
13 l/Sek. sind in Abhängigkeit von der baulichen Nutzung entsprechend dem Arbeits-
blatt W 331 des DVGW in einem Abstand von höchstens 100 – 140 m anzuordnen. Das 
Verhältnis von Überflur- zu Unterflurhydrant sollte 1:3 betragen. 

Die vorgebrachten Hinweise werden in die Begrün-
dung übernommen. Im Rahmen des weiteren Verfah-
rens wird geklärt, ob die vorhandenen Möglichkeiten 
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der Löschwasserversorgung ausreichen oder ob eine 
unabhängige Löschwasserversorgung erforderlich 
wird. Die Erschließungsplanung der Löschwasserver-
sorgung für das Plangebiet (Anzahl, Art und Lage der 
Hydranten, Art und Lage der unabhängigen Löschwas-
serentnahmestellen) wird im Rahmen der Genehmi-
gungsplanung erstellt. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 
Untere Abfallbehörde: 

Hinweise:  

1.  Abfälle sind getrennt zu sammeln und fachgerecht zu entsorgen.  

2.  Die fachgerechte Entsorgung gefährlicher Abfälle ist der Unteren Abfallbehörde nach-
zuweisen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

Untere Bodenschutzbehörde:  

Hinweis auf Altlasten:  

Für den Bereich des Kohlehafens existieren umfangreiche Bodenuntersuchungen, die im 
Rahmen der Stilllegung des Kraftwerkes Mehrum durchgeführt wurden. Im Rahmen dieser 
Untersuchungen wurden sowohl Auffüllungen mit Fremdstoffen als auch Belastungen mit 
verschiedenen Schadstoffen festgestellt. 

Hinweise:  

1.  Die Erkenntnisse der vorhandenen Gutachten, insbesondere 

-Bodenuntersuchungen / Gefährdungsabschätzung BV Kraftwerk Mehrum (Mull und 
Partner, Juni 2021) sind zu beachten. Die Bodenqualitäten sind auf Grundlage der 
vorliegenden Erkenntnisse dahingehend herzustellen, dass die geplante Nutzung als 
Industrie- und Gewerbefläche rechtssicher möglich ist:  
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Auflagen:  
1.  Sollten ungewöhnliche Bodenverhältnisse angetroffen werden, so ist die Untere Bo-

denschutzbehörde umgehend zu benachrichtigen. Das Merkblatt der Unteren Abfall-, 
Bodenschutz- und Wasserbehörde ist zu beachten.  

2.  Die Pflichten zur Gefahrenabwehr nach § 4 Abs. 1 BBodSchG und die Vorsorgepflicht 
nach § 7 BBodSchG sind zu beachten. Mutterboden, der abgetragen wird, ist gemäß 
§ 202 BauGB vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen und nachweislich einer 
geeigneten Nutzung zuzuführen.  

3.  Eine bodenkundliche Baubegleitung nach § 4 Abs. 5 BBodSchV ist frühzeitig zu im-
plementieren. 

Die vorgebrachten Hinweise werden in die Begrün-
dung übernommen.  

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

Untere Immissionsschutzbehörde:  

Auflagen:  

1.  Störungen durch Lärm während der Erschließungs- und Bauphase sind unter Beach-
tung der einschlägigen Rechtsbereiche (AVV Baulärm und andere) zu minimieren.  

2.  Die einschlägigen gesetzlichen Vorgaben (TA Lärm u.a.) sind zu beachten. 

Es erfolgt ein Hinweis in der Begründung auf die Ein-
haltung der AVV – Baulärm im Rahmen der Umset-
zung. 
Es wird ein Schallgutachten erstellt, welches die 
schalltechnischen Schutzansprüche im Plangebiet so-
wie außerhalb berücksichtigt. Die einschlägigen ge-
setzlichen Vorgaben werden berücksichtigt. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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Untere Wasserbehörde: 

Seitens der unteren Wasserbehörde bestehen keine grundsätzlichen Bedenken.  

Auflagen:  

1.  Durch die Vornutzung als Kohlelager befinden sich auch Lageranlagen für wasserge-
fährdende Stoffe und Ölabscheider auf dem Grundstück. Die Lageranlagen zur Lage-
rung wassergefährdender Stoffe und die Ölabscheider sind ordnungsgemäß durch 
einen Fachbetrieb nach § 45 AwSV (Verordnung zur Lagerung wassergefährdender 
Stoffe) stillzulegen und von einem Sachverständigen nach § 47 AwSV zu überprüfen. 

2.  Die aufgezeigten Mängel im Prüfbericht des Sachverständigen sind bei der ordnungs-
gemäßen Stilllegung des Grundstücks zu berücksichtigen.  

3.  Die Benutzung des Grundwassers und die Einleitung in ein Oberflächengewässer be-
dürfen der Erlaubnis. Im ehemaligen Kohlehafen kann durch die Nutzung der Grund-
stücke als Kohlehafen bzw. durch die Nachnutzung als Gewerbefläche mäßig bis 
stark belastetes Niederschlagswasser anfallen, was eine Behandlung des Nieder-
schlagswassers durch Sedimentation oder Filtration nötig macht. Dabei sind die An-
forderungen an die Qualität des Niederschlagwassers nach dem Merkblatt DWA-M 
153 für die Versickerung und das Arbeitsblatt DWA-A 102-2/BWK-A3-2 für die Einlei-
tung in Oberflächengewässer maßgeblich.  

4.  Dasselbe gilt für das Niederschlagswasser, das auf die Straßen in diesem Gebiet 
anfällt. Auch hier hat die Behandlung bei Einleitung in ein Oberflächengewässer 
nach dem DWA-Arbeitsblatt A 102-2/BWK-A3-2 und bei Versickerung nach Merk-
blatt M153 stattzufinden.  

5.  Zum Schutz vor Verlagerung von Schadstoffen vom Boden ins Grundwasser ist der 
Boden im Bereich gezielter Versickerungen bzw. Versickerungsanlagen hinsichtlich 
der Prüfwerte für den Wirkungspfad Boden Grundwasser zu untersuchen. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine grund-
sätzlichen Bedenken bestehen. Der Umgang mit Nie-
derschlagswasser sowie vorhandener Lageranlagen 
für wassergefährdende Stoffe und Ölabscheider und 
der Belastungen des Bodens aufgrund der Vornutzung 
als Kohlelager werden in der Begründung und dem 
Umweltbericht entsprechend berücksichtigt. Die kon-
krete Umsetzung von Maßnahmen erfolgt im Rahmen 
des Planvollzuges. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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Untere Naturschutzbehörde: 

Aus naturschutzfachlicher und -rechtlicher Sicht bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 

Geschützte Teile von Natur und Landschaft sind nicht betroffen. 

Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung ist, auf Basis einer aktuellen Kartierung der Biotopty-
pen (nach DRACHENFELS 2021) im Plangebiet, in den Unterlagen im Verfahrensschritt 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB zu ergänzen. Externe Kompensationsmaßnahmen sind in den Un-
terlagen flächenscharf festzulegen, zu beschreiben sowie in einem Lageplan darzustellen. 

Zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange nach § 44 BNatSchG sind das 
artenschutzrechtliche Gutachten und die Ergebnisse der durchgeführten faunistischen Kar-
tierungen den Unterlagen im Verfahrensschritt nach § 4 Abs. 2 BauGB beizufügen. Anhand 
der Kartierergebnisse sind geeignete Vermeidungs-/Minderungsmaßnahmen sowie bei Be-
darf Ausgleichsmaßnahmen festzulegen. 

Eine Eingriffs- Ausgleichs- Bilanzierung wird im folgen-
den Verfahrensschritt nach § 4 Abs. 2 BauGB in den 
Unterlagen ergänzt. Zugleich erfolgt eine Zusammen-
stellung der geplanten Ausgleichsmaßnahmen. Die 
Kartierergebnisse und Grundaussagen der arten-
schutzrechtlichen Untersuchung sowie Hinweise auf 
geeignete Vermeidungs-/Minderungsmaßnahmen 
werden in die Begründung und den Umweltbericht auf-
genommen. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

04. Niedersächsische Landesforsten – Forstamt Wolfenbüttel 
Forstweg 1A, 38302 Wolfenbüttel 
Schreiben vom 13.02.2024 

Aus Sicht der von mir zu vertretenden Belange des Waldes und der Forstwirtschaft möchte 
ich anmerken, dass sich auf der westlichen Aufschüttungsfläche ein dichter 10 bis 20 jähri-
ger Bestand aus Feldahorn, Aspe und anderen Baumarten etabliert hat. Nördlich geht der 
Bestand in eine Randzone über, die von Einzelbäumen und Dornsträuchern gebildet wird. 
Sie ist als Teil der Waldvegetation einzustufen und bildet mit diesem eine Einheit. Mit einer 
Flächengröße von 1,5 ha und einer Breite von ca. 58 m ist die Fläche ausreichend groß, um 
das geforderte Waldbinnenklima auszubilden. (Umweltrecht und Landnutzungsrecht, Kom-
mentare, Band III; W. Möller, 2016 S.54 ff.)
Mit diesem Befund ist die Fläche als Wald waldrechtlich geschützt. Ich bitte dies bei der 
weiteren Planung zu berücksichtigen und den Bestand zu erhalten.  
Sollte dies nicht möglich sein, ist gemäß § 8 NWaldLG eine Ersatzaufforstung erforderlich. 
Ich bitte dazu die  
Vorgaben des Ausführungserlasses zum NWaldLG von 2016 zu beachten.  
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Ergänzend möchte ich einen Hinweis zur Abgrenzung des Plangebiets geben: Nach meiner 
Luftbildauswertung ist das Flurstück 115/19 Teil der westlichen Ackerfläche. Hier liegt u.U. 
ein Fehler bei der Grenzziehung vor. Ich rege an, dies zu überprüfen.  

Auf den nördlichen und östlichen Aufschüttungsflächen im Gebiet hat sich ein lockeres 
Dorngebüsch etabliert. Waldbäume sind nicht bestandsbildend, so dass auf diesen Flächen 
keine Waldeigenschaft ausgebildet ist. Gleiches gilt für die östlich zum Plangebiet der Stadt 
Peine angrenzenden Bereiche entlang des Mittellandkanals (Flurstück 32/21 und östlich fol-
gende). Hier finden sich zwar bereits dichte Birkengruppen, auf der Gesamtfläche ist trotz-
dem der Gebüsch- Charakter dominierend.  
Ich weise dennoch darauf hin, dass diese artenreiche Vegetation in der ausgeräumten 
Landschaft als ökologischer Trittstein, sowie auch als Kulisse für die Erholungsnutzung ent-
lang des Kanals wertvoll und erhaltenswert ist. 

Die im Westen liegende angesprochene bestockte Flä-
che sowie das angesprochene Flurstück 115/19 liegt 
auf der Gemarkung der Gemeinde Hohenhameln und 
sind von ebendieser entsprechend zu berücksichtigen.  

Die angesprochenen Flurstücke 32/21 und folgende 
sind nicht Bestandteil der Planung. Sie liegen unmittel-
bar östlich des Geltungsbereichs. Eine Aufnahme in 
den Geltungsbereich und zusätzliche Sicherung wird 
nicht für erforderlich gehalten.  

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

5. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Wolfenbüttel 
Sophienstraße 5, 38304 Wolfenbüttel 
Schreiben vom 14.02.2024 

Durch o.g. Bauleitplanverfahren soll ein Gewerbe- und Industriegebiet in einer Entfernung 
von mehr als 450 m östlich der Landesstraße 413 im Abschnitt 70 außerhalb der festge-
setzten Ortsdurchfahrtsgrenzen ausgewiesen werden. 

Die äußere Erschließung soll über den verkehrsgerechten Ausbau des bestehenden Feld-
weges erfolgen, welcher die neue innere Haupterschließung mit der Landesstraße 413 ver-
knüpft. Dabei soll der bestehende Knotenpunkt L 413 / Ackerköpfe / Feldweg genutzt wer-
den. Der Knoten liegt auf dem Gebiet der Gemeinde Hohenhameln, die ihrerseits ein Be-
bauungsplanverfahren zur Ausweisung von Industrieflächen durchführt. Das Gebiet soll 
über denselben auszubauenden Feldweg erschlossen werden. 

Gemäß § 34 Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG) ist diese Änderung als neue Kreu-
zung zu behandeln. Über den Anschluss der Erschließungsstraße an die Landesstraße ist 
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rechtzeitig vor Satzungsbeschluss eine Vereinbarung zwischen der Gemeinde Hohenha-
meln und der NLStBV gemäß § 34 NStrG abzuschließen. Ich weise daraufhin, dass erst 
nach Abschluss der Vereinbarung davon ausgegangen werden kann, dass das Plangebiet 
der Stadt Peine über eine äußere Erschließung verfügen wird. 

Die Leistungsfähigkeit des geplanten Knotens ist mittels Verkehrstechnischer Untersu-
chung nachzuweisen, die alle geplanten und vorhandenen Bauflächen berücksichtigt, die 
über den Knoten erschlossen werden sollen. 

Im Hinblick auf die Größe der gesamten Bauflächen und unter Sicherheitsaspekten scheint 
es dringend geboten, eine zweite Erschließungsmöglichkeit für den Bedarfsfall vorzusehen. 

Zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung habe ich keine Anmerkungen vor-
zubringen. Ich bitte Sie jedoch die Flächen, die für Kompensationsmaßnahmen ggf. erfor-
derlich sind, mit genauen Angaben zur Lage (Gemarkung, Flur, Flurstück) zu kennzeichnen 
und in der Übersicht zum Geltungsbereich mit darzustellen. Eine Betroffenheit mit eigenen 
Kompensationsmaßnahmen muss geprüft werden können. 

Unter der Voraussetzung, dass die vorstehenden Anregungen und Bedenken im weiteren 
Bauleitplanverfahren berücksichtigt werden, stimme ich dem o. a. Bebauungsplanentwurf 
in straßenbau- und verkehrlicher Hinsicht zu. 

Bedenken und Anregungen behalte ich mir im Rahmen der Stellungnahme nach § 4 (2) 
BauGB vor. 

Die Ergebnisse der verkehrstechnischen Untersu-
chung werden im weiteren Planverlauf in die Begrün-
dung einfließen. Hierbei werden sämtliche relevanten 
Verkehrsströme berücksichtigt. Im Ergebnis dieser Un-
tersuchung wird in Abstimmung mit dem Straßenbau-
lastträger eine Verkehrsplanung für den Knotenpunkt 
erstellt. Der Knotenausbau wird bei Erfordernis im 
Rahmen des Bebauungsplanes der Gemeinde Hohen-
hameln in Abstimmung mit ebendieser gesichert. Auf-
grund der direkten Abhängigkeit der Planung der Stadt 
Peine von der Erschließung über den Knotenpunkt an 
der L 413 und Sicherung der Anbindung durch die Ge-
meinde Hohenhameln, wird der abschließende Be-
schluss über den Bebauungsplan nur zeitgleich mit 
dem der Gemeinde Hohenhameln erfolgen können. 
Sollten auch von Seiten der Stadt Peine vertragliche 
Vereinbarungen mit dem Straßenbaulastträger erfor-
derlich werden, werden diese zum jeweiligen Zeitpunkt 
geschlossen. Ebenfalls wird die Einrichtung einer zwei-
ten Erschließungsmöglichkeit geprüft (siehe hierzu die 
Stellungnahme der Verwaltung zu lfd. Nr. 18).  
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Es ist kein Beschluss erforderlich. 

6. Niedersächsisches Landvolk Braunschweiger Land e.V. 
Helene-Künne-Allee 5, 38122 Braunschweig 
Schreiben vom 15.02.2024 

Zum o.g. Bebauungsplan nehmen wir fristgerecht wie folgt Stellung:  

 Zurzeit werden in der Bundesrepublik Deutschland täglich ca. 80 ha Boden versiegelt. 
Von Seiten des Umweltministeriums wird eine Reduzierung auf ca. 30 ha/d angestrebt 
um das Schutzgut Boden zu schonen. Wir bitten daher um einen sparsamen Umgang 
den landwirtschaftlich genutzten Flächen.  

 Erforderliche Kompensationsmaßnahmen haben im Plangebiet zu erfolgen.  
 Im Bereich Hohenhameln sind die Wirtschaftswege im Gemeindeeigentum. Für den 

Bereich Schwicheldt ist der Kontakt mit der örtlichen RVTuVI Schwicheldt (dem Wege-
eigentümer) aufzunehmen um die Baumaßnahme zu begleiten und vorab eine Be-
standsaufnahme der Wege durchzuführen.  

Der Verbrauch der offenen Landschaft ist nicht grund-
sätzlich zu vermeiden; gerade bei großflächigen Vor-
haben mit industrieller Nutzung wie im vorliegenden 
Fall. Aufgrund des Rückgriffes auf bereits teilweise ge-
nutzte Flächen durch den Kohlehafen wird der Ansatz 
der Minimierung berücksichtigt.  
Eine vollständige Kompensation ist innerhalb des 
Plangebietes aufgrund der geplanten Errichtung eines 
Industriegebietes nicht möglich. Zwar wird eine Teil-
kompensation innerhalb des Planbereiches erfolgen 
können; der überwiegende Anteil hat jedoch extern zu 
erfolgen. Dabei wird im weiteren Planverfahren der 
Rückgriff auf bestehende Flächenpools geprüft. Sollte 
auf landwirtschaftliche Flächen zurückgegriffen wer-
den müssen, wird ein möglichst sparsamer Umgang 
mit landwirtschaftlicher Fläche berücksichtigt. 
Im weiteren Planverlauf sowie im Rahmen der Umset-
zung wird eine weitere Abstimmung mit der Landwirt-
schaft erfolgen. Die unmittelbar angrenzenden Feld-
wege werden entsprechend ausgebaut, um die zukünf-
tigen Verkehre aufnehmen zu können. Wenn erforder-
lich wird im Vorfeld der Baumaßnahme eine Bestands-
aufnahme erfolgen. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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07. Region Hannover 
Postfach 147, 30001 Hannover 
Schreiben vom 13.02.2024 

Zu der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.16 "Ehemaliger Kohlehafen südlich der Straße 
Unter den Eichen" der Stadt Peine, OT. Schwicheldt wird aus der Sicht der Region Hanno-
ver, als Träger öffentlicher Belange und benachbarter Träger der Raumordnung wie folgt 
Stellung genommen:  

Raumordnung  

Zu der o.g. Planung bestehen zur Zeit keine Anregungen und Bedenken. 

Naturschutz  

Aus Sicht der Unteren Naturschutzbehörde der Region Hannover bestehen keine grund-
sätzlichen Bedenken gegen die Verwirklichung der beabsichtigten Planung, soweit eine Be-
urteilung von hier möglich ist. 

Zu Vorkommen geschützter Arten mit besonderer naturschutzfachlicher Bedeutung liegen 
hier keine Daten vor, die Regelungen des § 44 BNatSchG zum Artenschutz sind jedoch zu 
beachten. 

Im Umweltbericht sind die in der Region Hannover nächstgelegenen Naturschutzgebiete 
NSG-HA 236 "Hämeler Wald und Sohrwiesen" sowie NSG-HA 133 "Hahnenkamp", die zu-
gleich auch FFH-Gebiete sind, genannt. Dieses ist bei der Planung zu berücksichtigen. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens der 
Raumordnung zurzeit keine Anregungen und Beden-
ken bestehen. Gleichfalls wird zur Kenntnis genom-
men, dass aus Sicht des Naturschutzes keine grund-
sätzlichen Bedenken bestehen. Die relevanten Schutz-
gebiete in der Umgebung werden in der Planung be-
rücksichtigt. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

08. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig 
Ludwig-Winter-Straße 2, 38120 Braunschweig 
Schreiben vom 31.01.2024 

Bezüglich der vom Staatl. Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig zu vertretenden Belange 
bestehen gegen das o.a. Vorhaben keine Einwände oder Bedenken, sofern wie angekün-
digt, eine schalltechnische Untersuchung sowie ein Verkehrsgutachten erstellt wird, um die 
Auswirkungen auf die Immissionsorte bewerten zu können. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass bei Erstellung 
einer schalltechnischen Untersuchung und eines Ver-
kehrsgutachtens keine Einwände und Bedenken be-
stehen. Wie angekündigt werden die Untersuchungen 
erstellt und in die Planung einfließen. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

09. Stadt Lehrte 
Rathausplatz 1, 31275 Lehrte 
Schreiben vom 30.01.2024 

Ich danke Ihnen für die Beteiligung am o. g. Verfahren. 
Die Stadt Peine und die Gemeinde Hohenhameln planen, die Fläche des Kohlekraftwerkes 
Mehrum sowie die umgebenden Flächen als Industriegebiet gem. § 9 BauNVO festzuset-
zen. 

Aus der gewerblichen und industriellen Nutzung des rd. 25,5 ha großen Plangebietes wird 
sich zukünftig ein erhöhtes Verkehrsaufkommen insbesondere von LKW ergeben. Zudem 
ist von vermehrten Pkw-Fahrten von Mitarbeitenden auszugehen. Richtung Schwicheldt ist 
keine Öffnung für Verkehre vorgesehen. Die kürzeste Anbindung an die Autobahn A2 führt 
durch den Lehrter Ortsteil Hämelerwald. Demnach ist mit einem stark erhöhten Verkehrs-
aufkommen durch Hämelerwald zu rechnen. Dies ist im Verkehrsgutachten zu berücksich-
tigen. Die sich für den Ortsteil Hämelerwald schalltechnisch und verkehrstechnisch erge-
benden Auswirkungen sind entsprechend darzustellen. 
Ich bitte ausdrücklich um weitere Beteiligung am o. g. Verfahren. 

Im Rahmen der weiteren Planung werden, wie in der 
Stellungnahme angesprochen im erforderlichen Um-
fang Gutachten/ gutachterliche Aussagen erstellt oder 
Vorabstimmungen getroffen, um die die Einhaltung der 
Schutzansprüche in der Nachbarschaft zu wahren. 
Insofern werden auch die Verkehre sowie deren Mehr-
belastung auf bestehenden öffentlichen Straßen und 
die sich ergebenden schalltechnischen Belastungen 
im rechtlich erforderlichen Rahmen zu untersuchen 
sein. Dabei werden auch die angesprochenen Belange 
der Stadt Lehrte in den Prüf- und Abwägungsprozess 
einfließen.  

Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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10. Stadtwerke Peine GmbH 
Woltorfer Straße 64, 31224 Peine 
Schreiben vom 26.01.2024 

Danke für die frühzeitige Beteiligung. Aktuelle haben die Stadtwerke dort keine Versor-
gungsleitungen.  
Seitens der Gemeindewerke Peiner Land sind wir aber mit Gas nahe dran. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass in der Nähe 
eine Gasversorgung besteht. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

11. Deutsche Telekom Technik GmbH 
Neue-Land-Str. 6, 30625 Hannover 
Schreiben vom 23.02.2024 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin 
und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahr-
zunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die 
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stel-
lung:  

Seitens der Telekom bestehen gegen den Bebauungsplan Nr. 16 Ehemaliger Kohlehafen 
südlich der Straße Unter den Eichen, gebietsübergreifend Kraftwerk Mehrum, Stadt Peine 
grundsätzlich keine Bedenken.  

Am Rand des Planbereiches befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom.  

Hinsichtlich der TK-Versorgung betrachten wir das Gebiet grundsätzlich als erschlossen 
und sehen zurzeit keinen Handlungsbedarf.  

Bitte informieren Sie uns frühzeitig über die weiteren Planungsaktivitäten. 
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Die angesprochenen Leitungen verlaufen entweder 
auf der Gemarkung der Gemeinde Hohenhameln oder 
östlich des Planbereiches auf dem Gelände des Beton-
steinherstellers. Insofern wird keine gesonderte Siche-
rung erforderlich. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

12. TenneT TSO GmbH 
Eisenbahnlängsweg 2a, 31275 Lehrte 
Schreiben vom 27.02.2024 

Ihre Planung kreuzt die o.a. geplante Versorgungsanlage unseres Unternehmens.  

Für unsere o. a. Planung A600A gilt:  

Der angefragte Bereich befindet sich im Bereich eines möglichen Trassenkorridors (TKS 02 
& 03) für das o.g. Leitungsbauvorhaben unseres Unternehmens.  
Die Leitung ist als Freileitung geplant. Derzeit werden die Unterlagen für die Raumverträg-
lichkeitsprüfung (ehemals Raumordnungsverfahren) vorbereitet. Das Verfahren wird durch 
den Regionalverband Großraum Braunschweig (Abteilung Regionalentwicklung, Frau Go-
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lumbeck) geführt. Rückmeldungen oder Rückfragen senden Sie bitte direkt an den Projekt-
leiter für Planung und Genehmigungen, Herrn Dr. Bethge von der TenneT TSO GmbH per 
E-Mail Ekkehart.Bethge@tennet.eu. 

Bitte geben Sie im Fall einer nachfolgenden weiteren Anfrage in dieser Angelegenheit stets 
unsere oben im Betreff genannte Vorgangsnummer an und geben Sie diesen Hinweis bitte 
auch an Auftragnehmer bzw. Bauausführende weiter. 

Der Bereich des Kohlehafens liegt in dem angespro-
chen Trassenkorridor der geplanten 380 kV Leitung. 
Dabei handelt es sich um den möglichen Trassenkor-
ridor 2 und 3. 

Raumordnungsverfahren- Auszug der Trassenkorridore der  
TenneT TSO GmbH 

Im Rahmen der Vorbereitung der Antragsunterlagen 
durch die TenneT TSO GmbH erfolgte bereits ein Aus-
tausch mit der Gemeinde Hohenhameln. Die favori-
sierte Trasse soll westlich des Kohlehafens und östlich 
der L 413 verlaufen, so dass eine Kollision der Planun-
gen nicht gegeben ist. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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13. Wasserverband Peine 
Postfach 18 20, 31208 Peine 
Schreiben vom 26.02.2024 

1)  Das o. g. Plangebiet ist gegenwärtig nicht an das vom Wasserverband Peine betrie-
bene öffentliche Trinkwasserversorgungsnetz der Ortschaft Schwicheldt angebunden. 

2) Für die Beurteilung, in welchem Umfang für die Anbindung des o. g. Plangebiets an 
das vorhandene Trinkwasserversorgungsnetz der Ortschaft Schwicheldt dieses er-
weitert werden muss oder ob ggf. eine Versorgung über das vom Wasserverband 
Peine betriebene Trinkwasserortsnetz der angrenzenden Ortschaft Mehrum, Ge-
meinde Hohenhameln, möglich ist, sind Angaben zu den voraussichtlichen Trinkwas-
serverbräuchen der perspektivisch im o. g. Plangebiet ansiedelnden Industrie- und 
Gewerbebetriebe erforderlich.  
Aufgrund des Fehlens der vorgenannten Angaben ist es dem Wasserverband Peine 
zum jetzigen Zeitpunkt leider nicht möglich, sich abschließend zu einem bedarfsge-
rechten Ausbau der für das o. g. Plangebiet erforderlichen trink- und abwassertechni-
schen Anlagen zu äußern.  

3)  Wir weisen darauf hin, dass der Wasserverband Peine ausschließlich Trink- und 
Brauchwasser gemäß den Bestimmungen der "Satzung über die Wasserversorgung 
des Wasserzweckverbandes Peine für das Gebiet der Mitgliedsgemeinden in Nieder-
sachsen" liefern kann. 
Für das o. g. Plangebiet ist eine Lieferung von Produktions- bzw. Prozesswasser in 
jeglicher Form leider nicht möglich. Diese vorgenannte Randbedingung ist bei der An-
siedlung von Industrie- bzw. Gewerbebetrieben im o. g. Plangebiet zwingend zu be-
rücksichtigen, daher empfehlen wir ausdrücklich Grundstücksinteressenten hierauf 
hinzuweisen. 

4)  Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus unserer öffentlichen Trinkwasserversor-
gung sind wir selbstverständlich grundsätzlich bereit. Wir können jedoch lediglich das 
vorhandene Wasser zu den jeweils herrschenden technischen Bedingungen zur Ver-
fügung stellen.  
Da die Bemessung einer Inanspruchnahme von Feuerlöschwasser aus dem öffentli-
chen Trinkwasserrohrnetz von der Leistungsfähigkeit des derzeitigen Rohrnetzzu-
standes sowie der jeweiligen Versorgungssituation abhängig ist, können wir weder 
hinsichtlich der Menge, der Zeitspanne noch des Druckes eine Garantie für einen aus-
reichenden Brandgrundschutz nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 übernehmen.  
Ferner weisen wir informativ darauf hin, dass die Sicherstellung der Löschwasserver-
sorgung gemäß § 2 des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes (NBrandSchG) 
dem Träger der Löschwasserversorgung, nicht dem örtlichen Trinkwasserversorger, 
in diesem Falle dem Wasserverband Peine, obliegt.  

5) Hinsichtlich vorgesehener Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenflächenbereich 
ist die Einhaltung der Hinweise des Regelwerks DVGW GW 125 "Bäume, unterirdi-
sche Leitungen und Kanäle" zu beachten.  
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Dieser Hinweis hat auch Gültigkeit für Baumpflanzungen auf privaten Grundstücken, 
sofern diese im Trassenbereich von verlegten bzw. zu verlegenden Versorgungslei-
tungen liegen. 

6)  Sollte im Zuge von Variantenplanungen die Ableitung des im o. g. Plangebiet anfal-
lenden Abwassers über das im Westen unmittelbar an das o. g. Plangebiet angren-
zende Plangebiet des Bebauungsplans "Ehemaliger Kohlehafen", Ortschaft Mehrum, 
Gemeinde Hohenhameln, in Betracht gezogen werden, ist dies im Vorfeld mit der in 
der Ortschaft Schwicheldt für die Abwasserbeseitigung zuständigen Stadtentwässe-
rung Peine und dem in der Ortschaft Mehrum für die Abwasserbeseitigung zuständi-
gen Wasserverband Peine abzustimmen.  

Für Fragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gern zu Verfügung und verbleiben 

Der derzeitige Stand der Planung sieht vor, das Nie-
derschlagswasser gefiltert in den angrenzenden Mittel-
landkanal einzuleiten. Dieses erfolgt bereits für den 
Bereich des Kohlehafens im Bestand. Eine Versicke-
rung des Niederschlagswassers wird nur sehr einge-
schränkt aufgrund der anstehenden Pseudogleye so-
wie der Bodenbelastungen im Bereich des Kohleha-
fens möglich sein. Für die Bemessung des voraus-
sichtlichen Trinkwasserbedarfs und der anfallenden 
Abwassermengen erfolgt eine weitere Abstimmung mit 
dem Wasserverband, um die erforderlichen Dimensio-
nierungen besser abschätzen zu können. Auf die Klä-
rung der Trinkwasserversorgung sowie auf die geson-
derte Herbeiführung von Produktions- und Prozess-
wasser wird hingewiesen. Ebenfalls wird darauf hinge-
wiesen, dass nur ein ausreichender Brandgrundschutz 
nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 aus dem Trink-
wassernetz sichergestellt werden kann. Darüber hin-
ausgehende Absicherungen müssen von den Gewer-
betreibenden entsprechend den Anforderungen der 
Nutzung mittels Brunnen, Zisternen, etc. vorgehalten 
werden. 
Wie bereits oben erwähnt, wird eine Versickerung von 
Niederschlagswasser nur sehr eingeschränkt möglich 
sein. Auf die Genehmigungs- bzw. Erlaubnispflicht bei 
der Versickerung von Niederschlagswasser oder Ein-
leitung in die Schmutzwasserkanalisation wird hinge-
wiesen. 
Die Stellungnahme wird in die Begründung übernom-
men zur Beachtung im Rahmen der Umsetzung. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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14. LGLN – Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen,  
Regionaldirektion Hameln-Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst 
Dorfstraße 19, 30519 Hannover 
Schreiben vom 29.01.2024 

Sie haben das Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen 
(LGLN), Regionaldirektion Hameln - Hannover (Dezernat 5 - Kampfmittelbeseitigungsdienst 
(KBD)) als Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) beteiligt. Meine 
Ausführungen hierzu entnehmen Sie bitte der zweiten Seite; diese Stellungnahme ergeht 
kostenfrei. 

Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere Gefahrenerforschung empfohlen 
wird, mache ich darauf aufmerksam, dass die Gemeinden als Behörden der Gefahrenab-
wehr auch für die Maßnahmen der Gefahrenerforschung zuständig sind. 

Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine historische Erkundung sein, bei der 
alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition 
ausgewertet werden (Luftbildauswertung). Der KBD hat nicht die Aufgabe, alliierte Luftbilder 
zu Zwecken der Bauleitplanung oder des Bauordnungsrechts kostenfrei auszuwerten. Die 
Luftbildauswertung ist vielmehr gem. § 6 Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz 
(NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz 
(NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig. 

Die Bearbeitungszeit für Luftbildauswertungen beträgt derzeit beim KBD ca. 26 Wo-
chen ab Antragstellung. Da diese Zeitspanne zwischen Erteilung einer Baugenehmi-
gung und dem Baubeginn erfahrungsgemäß nicht verfügbar ist, empfehlen wir den 
Kommunen eine rechtzeitige Antragstellung. 

Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswertung durchgeführt werden soll, bitte ich 
um entsprechende schriftliche Auftragserteilung unter Verwendung des Antragsformulars 
und der Rahmenbedingungen, die Sie über folgenden Link abrufen können: 
https://lgln-kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseiti-
gungsdienst-niedersachsen-207479.html  

Für die Planfläche liegen dem Kampfmittelbeseitigungsdienst Niedersachsen die folgenden 
Erkenntnisse vor (siehe beigefügte Kartenunterlage): 

Anlagen: 1 Kartenunterlage(n) 
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Empfehlung: Luftbildauswertung 

Fläche A 
Luftbilder:  Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden nicht vollständig ausgewertet. 
Luftbildauswertung: Es wurde keine Luftbildauswertung durchgeführt. 
Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt. 
Räumung:  Die Fläche wurde nicht geräumt. 
Belastung: Es besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel. 

Bitte senden Sie uns, nach Übernahme unserer Stellungnahme, zur Arbeitserleichte-
rung keine weiteren Schreiben in dieser Angelegenheit zu. 

Es erfolgt ein Hinweis in der Begründung auf die erfor-
derliche Luftbildauswertung bezüglich Abwurfkampf-
mittel. Die Luftbildauswertung wird durch die Kraftwerk 
Mehrum GmbH beantragt. 
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15. Regionalverband Großraum Braunschweig 
Frankfurter Straße 2, 38122 Braunschweig 
Schreiben vom 14.02.2024 

Die Stadt Peine plant mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 16 "Ehemaliger Kohle-
hafen südlich der Straße Unter den Eichen" die Festsetzung eines lndustriegebietes zur 
Nachnutzung des Kohlehafens des Kraftwerks Mehrum. 
Als für den Großraum Braunschweig zuständige untere Landesplanungsbehörde und Trä-
ger der Regionalplanung nehme ich zu der Planung wie folgt Stellung: 

Das Plangebiet liegt in einem möglichen Trassenkorridor der geplanten 380-kV-Freileitung 
Mehrum/Nord - Vechelde (Vorhaben Nr. 59 des Bundesbedarfsplangesetzes (BBPlG)). Die 
raumordnerische Prüfung des Vorhabens soll gemäß § 1 S. 1 Nr. 14 der Raumordnungs-
verordnung (RoV) in einem Raumordnungsverfahren erfolgen. Das Verfahren wird derzeit 
in meinem Haus vorbereitet. 

Der Bereich des Kohlehafens liegt in dem angespro-
chen Trassenkorridor der geplanten 380 kV Leitung. 
Dabei handelt es sich um den möglichen Trassenkor-
ridor 2 und 3. 

Raumordnungsverfahren- Auszug der Trassenkorridore der  
TenneT TSO GmbH 

Im Rahmen der Vorbereitung der Antragsunterlagen 
durch die TenneT TSO GmbH erfolgte bereits ein Aus-
tausch mit der Gemeinde Hohenhameln. Die favori-
sierte Trasse soll westlich des Kohlehafens und östlich 
der L 413 verlaufen, so dass eine Kollision der Planun-
gen nicht gegeben ist. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
- Stellungnahmen gemäß § 4 (2) BauGB (14.10.2024 bis einschl. 20.11.2024) 

16. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Postfach 51 01 53, 30631 Hannover 
Schreiben vom 15.11.2024 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vorhaben fol-
gende Hinweise: 

Baugrund 

Im Untergrund des Standorts stehen keine löslichen Gesteine an oder sie liegen in so gro-
ßer Tiefe, dass bisher keine Erdfälle bekannt geworden sind. Eine Gefährdung durch Erd-
fälle ist daher nicht gegeben. Formal ist dem Standort die Erdfallgefährdungskategorie ≤ 1 
zuzuordnen (gem. Erlass des Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erd-
fallgefährdeten Gebieten" vom 23.2.1987, Az. 305.4 – 24 110/2 -). Im Rahmen von Bau-
maßnahmen am Standort sind bezüglich der Erdfallgefährdung keine besonderen konstruk-
tiven Sicherungsmaßnahmen notwendig. 

Im Zuge der Planung von Baumaßnahmen verweisen wir für Hinweise und Informationen 
zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver (Thema Ingeni-
eurgeologie). Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine 
geotechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen 
Bericht. Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des 
geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der 
DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 

Gashochdruckleitungen, Rohrfernleitungen 

Durch das Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe dazu verlaufen erdverlegte Gashoch-
druckleitungen bzw. Rohrfernleitungen. Bei diesen Leitungen sind Schutzstreifen zu beach-
ten, die von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem Pflanzenbewuchs frei zu halten 
sind. Bitte beteiligen Sie den aktuellen Leitungsbetreiber direkt am Verfahren, damit ggf. 
erforderliche Abstimmungsmaßnahmen (genauer Leitungsverlauf, Breite des Schutzstrei-
fens etc.) eingeleitet werden können. Der Leitungsbetreiber kann sich ändern, ohne dass 
es eine gesetzliche Mitteilungspflicht gegenüber dem LBEG gibt. Wenn Ihnen aktuelle In-
formationen zum Betreiber bekannt sind, melden Sie diese bitte an Leitungskatas-
ter@lbeg.niedersachsen.de. Weitere Informationen erhalten Sie hier. Die beim LBEG vor-
liegenden Daten zu den betroffenen Leitungen entnehmen Sie bitte der nachfolgenden Ta-
belle: 
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Objektname Betreiber Leitungstyp Leitungsstatus 

FG-Leitung 
Gastransportnetz 

Avacon AG Energetische oder nicht-energetische 
Leitung 

(nicht angegeben) 

Wenn die Beteiligung der Leitungsbetreiber bereits im Rahmen früherer Planungsverfahren 
durchgeführt wurde und zwischenzeitlich keine Veränderung des Leitungsverlaufs erfolgte, 
ist die Erfordernis einer erneuten Beteiligung der genannten Unternehmen durch die ver-
fahrensführende Behörde abzuwägen. 
Wir bitten darum, sich mit dem/den betroffenen Unternehmen in Verbindung zu setzen und 
die ggf. zu treffenden Schutzmaßnahmen abzustimmen. Sofern Ihr Planungsvorhaben 
Windenergieanlagen betrifft, wird auf die Rundverfügung: Abstand von Windkraftanlagen 
(WEA) zu Einrichtungen des Bergbaus verwiesen, auch zu finden als Download auf der 
Webseite des LBEG. 

Hinweise 

Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträgen für Sie relevant sind, 
beachten Sie bitte unser Schreiben vom 04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-L67214-07-
2024-0001). 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise 
oder Anregungen. 

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den raumplane-
rischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die Stel-
lungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Daten-
grundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf Voll-
ständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und 
Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene 
Untersuchungen.  

Anlage – Schreiben vom 04.03.2023 

TÖB-Anfragen im Rahmen von Flurbereinigungsverfahren  

Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) wird von Ihnen regelmäßig im 
Rahmen von TÖB-Beteiligungen nach dem Vorhandensein von Salzabbaugerechtigkeiten 
und Erdölaltverträgen in bestimmten Verfahrensgebieten gefragt. Nach interner Überprü-
fung der Prozessabläufe wurde festgestellt, dass die von Ihnen begehrten Informationen 
genauer und rechtssicherer bei den Grundbuchämtern vorliegen. Daher werden die folgen-
den Hinweise gegeben:  

Salzabbaugerechtigkeiten  
Ob in einem bestimmten Verfahrensgebiet Salzabbaugerechtigkeiten (SAG) vorhanden 
sind, ist dem Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) in den meisten Fällen 
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nicht bekannt, da das Anzeige- und Bestätigungsverfahren für diese Rechte mit dem § 149 
Abs. 2a BBergG aufgehoben wurde. Diese Frage kann Ihnen von dem zuständigen Amts-
gericht (Grundbuchamt) beantwortet werden, da die SAG im Grundbuch oder in einem se-
paraten Salzgrundbuch geführt werden. Das LBEG kann lediglich Auskunft darüber erteilen, 
ob sich im Verfahrensgebiet SAG befinden, die gem. § 149 Abs. 1 BBergG bestätigt wurden 
und somit in dem hier geführten sog. "Berechtsamsbuch" verzeichnet sind. 

Es erfolgt der Hinweis, dass Flurbereinigungsverfahren auf die Salzabbaugerechtigkeiten 
keine Auswirkungen haben, da es sich um eigenständige dingliche Gerechtigkeiten mit 
grundstücksgleichem Charakter handelt, die mit Ihrer Eintragung in das Grundbuch von 
dem weiteren rechtlichen Schicksal des Grundstücks, ja selbst von seinem Bestand unab-
hängig sind (Vgl. BGH Beschluss vom 13.12.2012, AZ: V ZB 49/12 RN 9). 

Erdölaltverträge  
Bei einem Erdölaltvertrag (EAV) handelt es sich um eine privatrechtliche Vereinbarung zwi-
schen Unternehmen und Grundstückseigentümer. Dem Unternehmen wird durch den Ver-
trag das Recht eingeräumt, einen bestimmten Bodenschatz auf dem Grundstück abzu-
bauen. Ob für ein bestimmtes Flurstück ein Erdölaltvertrag bestellt worden ist, ergibt sich 
aus Abt. II des entsprechenden Grundbuches. Hier ist i. d. R. eine Dienstbarkeit für ein 
Bohr-, Schürf- und Ausbeuterecht für ein bestimmtes Bergbauunternehmen oder eine berg-
rechtliche Gewerkschaft verzeichnet. Die entsprechenden Verträge sollten den Grundbuch-
ämtern vorliegen. Auf dem NIBIS-Kartenserver des LBEG können Sie sich unter 
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?permalink=2KkT32xf einen Überblick über die Lage dieser 
Verträge verschaffen (ab Maßstab 1:100.000).  

Die Fragestellungen nach dem Vorhandensein von Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölal-
tverträgen sollten zukünftig durch Sichtung der entsprechenden Grundbuchblätter beant-
wortet werden können. Diese genießen, anders als das beim LBEG geführte Berechtsams-
buch, öffentlichen Glauben. 

Die Hinweise und Informationen des NIBIS® Karten-
servers zu den Baugrundverhältnissen am Standort 
wurden bei der Planaufstellung berücksichtigt; ein 
Baugrundgutachten wurde erstellt. Zusätzlich erfolgt 
ein allgemeiner Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei Realisierung. 
Die Avacon AG wurde am Planverfahren beteiligt 
(siehe lfd. Nr. 1). Die angesprochene Gashochdruck-
leitung und Fernmeldeleitung sind in die Planung über-
nommen. Sie verlaufen überwiegend im Bereich des 
Feldweges und sind mit einem Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht außerhalb der öffentlichen Straßenver-
kehrsfläche gesichert. 
Aus dem Schreiben vom 04.03.2023 ergeben sich 
keine weiteren Erkenntnisse. 
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Es ist kein Beschluss erforderlich. 

17. Landkreis Peine 
Burgstraße 1, 31224 Peine 
Schreiben vom 15.11.2024 

Als Träger öffentlicher Belange nehme ich zu o.g. Planung wie folgt Stellung:  

Abfallwirtschafts- und Beschäftigungsbetriebe:  

Es bestehen keine weiteren Anregungen.  

Fachdienst Straßenverkehr: 

Es bestehen keine Bedenken. 

Vorbeugender Brandschutz:  

1. Die erforderlichen Feuerwehrzufahrten zu allen Grundstücken und Gebäuden gem. § 4 
NBauO und §§ 1 und 2 DVO-NBauO sind sicherzustellen. 

2. Die erforderliche Löschwassermenge beträgt gem. der Tabelle des Arbeitsblattes 
W 405 des DVGW bei der vorgesehenen baulichen Nutzung und einer mittleren Gefahr 
der Brandausbreitung 196 m³/Std. und ist für einen Zeitraum von zwei Stunden zu ge-
währleisten.  
Bei der Ermittlung der bereitgestellten Löschwassermenge sind alle Löschwasserent-
nahmestellen in einem Umkreis von 120 m von jedem Brandobjekt zu erfassen. 

3. Die erforderlichen Löschwasserhydranten mit einer Wasserlieferung von mind. 
13 l/Sek. sind in Abhängigkeit von der baulichen Nutzung entsprechend dem Arbeits-
blatt W 331 des DVGW in einem Abstand von höchstens 100 – 140 m anzuordnen. Das 
Verhältnis von Überflur- zu Unterflurhydrant sollte 1:3 betragen. 

Die vorgebrachten Hinweise werden in die Begrün-
dung übernommen. Entsprechend der Stellungnahme 
des Wasserverbands Peine betreibt dieser im Plange-
biet keine Trinkwasserversorgung. Grundsätzlich be-
steht eine Bereitschaft; es kann jedoch lediglich das 
vorhandene Wasser zu den jeweils herrschenden 
technischen Bedingungen zur Verfügung gestellt wer-
den. Es kann weder hinsichtlich der Menge, der Zeit-
spanne noch des Druckes eine Garantie für einen aus-
reichenden Brandgrundschutz nach dem DVGW Ar-
beitsblatt W 405 (192 m³ /Std. für einen Zeitraum von 
zwei Stunden nach Rücksprache) übernommen wer-
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den. Im Rahmen der Baugenehmigung wird ein ausrei-
chender Brandschutz abschließend nachzuweisen 
sein. Hierzu wird vertraglich geregelt, dass die auch 
Grundversorgung von dem Eigentümer sicherzustellen 
ist. 

Die Erbringung der Grundversorgung 
ist vertraglich zu regeln. 

Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde:  

Hinweis auf Altlasten:  

Für den Bereich des Kohlehafens existieren umfangreiche Bodenuntersuchungen, die im 
Rahmen der Stilllegung des Kraftwerkes Mehrum durchgeführt wurden. Im Rahmen dieser 
Untersuchungen wurden sowohl Auffüllungen mit Fremdstoffen als auch Belastungen mit 
verschiedenen Schadstoffen festgestellt. Die Altlastensituation ist in der Begründung zum 
B-Plan (Kapitel 2.1.1) hinreichend beschrieben.  

Auflagen:  

1.  Bei der Erschließung und Bebauung des Gebiets ist aufgrund der vorherigen Nutzung 
als Kohlehafen, der Ergebnisse der Bodenuntersuchungen aus Juni 2021 (M&P Inge-
nieurgesellschaft) und der Größe der Gesamtfläche (Gemeinde Hohenhameln und 
Stadt Peine) eine bodenkundliche Baubegleitung in die Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Baumaßnahmen einzubinden (§ 4 Abs. 5 BBodSchV).  

2.  Die Sanierung des Grundstückes im Rahmen der Rückbaumaßnahmen (Gebäude, 
Infrastruktur, belastete Böden) ist durch ein Fach-Gutachterbüro inclusive einer Bo-
denkundlichen Baubegleitung (BBB) zu begleiten. Ein Bericht ist der Unteren Boden-
schutzbehörde vorzulegen. Die Hinweise in der Begründung zum B-Plan (Seite 30 bis 
32) sind zu beachten.  

Hinweise:  

1.  Die Pflichten zur Gefahrenabwehr nach § 4 Abs. 1 BBodSchG und die Vorsorgepflicht 
nach § 7 BBodSchG sind zu beachten.  

2.  Mutterboden, der abgetragen wird, ist gemäß § 202 BauGB vor Vernichtung und Ver-
geudung zu schützen und einer geeigneten Nutzung zuzuführen.  

3.  Die Vorgaben der Mantel-Verordnung sind bei den Erweiterungsarbeiten und sonsti-
gen Bodenbewegungen zu beachten. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Altlastensi-
tuation ausreichend in der Begründung behandelt wor-
den ist. In den Hinweisen auf der Planzeichnung unter 
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Nr. 4 ist das Erfordernis einer frühzeitigen Einbindung 
einer Baubegleitung nach § 4 Abs. 5 BBodSchV be-
reits aufgenommen. Die genannten Auflagen sind be-
reits Bestandteil der Begründung. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

Untere Immissionsschutzbehörde:  

Auflagen:  

1.  Die Ergebnisse der Schalltechnischen Untersuchung (Bonk - Maire - Hoppmann Part-
GmbB, 26.08.2024) sind zu beachten. Die daraus resultierenden Empfehlungen und 
Festsetzungen in der Begründung zum B-Plan, insbesondere die Emissionskontin-
gentierung (S. 20 – 27) sind umzusetzen.  

2.  Störungen durch Lärm während der Bauphase sind unter Beachtung der einschlägi-
gen Rechtsbereiche (AVV Baulärm, 32. BImSchV) zu minimieren. 

Der Bebauungsplan trifft die notwendigen Festsetzun-
gen von Emissionskontingenten zur Sicherstellung der 
gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse in der Nach-
barschaft. Weitergehende Überwachung der Einhal-
tung ebendieser bzw. die Einhaltung der rechtlichen 
Vorgaben im Rahmen der Bauphasen sind durch die 
folgende Genehmigungsebene bzw. im konkreten Ein-
zelfall durch Überwachung vor Ort sicherzustellen.  

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

Untere Wasserbehörde:  

Seitens der Unteren Wasserbehörde bestehen keine Bedenken.  

Untere Naturschutzbehörde:  

Aus naturschutzfachlicher und -rechtlicher Sicht bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 
Geschützte Teile von Natur und Landschaft sind nicht betroffen.  

Auflagen:  

1.  In Kapitel 3.2.3 der Begründung wird unter der CEF-Maßnahme 2 der Meideabstand 
den Feldlerchen zu vertikalen Strukturen einhalten mit 50 m angegeben. Feldlerchen 
halten zu vertikalen Strukturen jedoch etwa einen Abstand von 100 m ein. Dies ist 
entsprechend zu korrigieren und bei der Akquise von möglichen Kompensationsflä-
chen zu berücksichtigen.  
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2.  Die konkreten Kompensationsflächen für die CEF-Maßnahme 2 sind mit der Unteren 
Naturschutzbehörde abzustimmen und vor Satzungsbeschluss festzulegen.  

Hinweis:  

1.  In den gesetzlichen Grundlagen der textlichen Festsetzungen ist das Niedersächsi-
sche Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) durch die 
aktuell gültige Bezeichnung "Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG)" zu 
ersetzen.  

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine grund-
sätzlichen Bedenken bestehen. Der Meideabstand der 
Feldlerche zu Vertikalstrukturen wird angepasst. Die 
artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme für Feld-
lerche und Rebhuhn wurde mit der unteren Natur-
schutzbehörde abgestimmt; Bedenken bestehen nicht. 
Die gesetzlichen Grundlagen werden entsprechend 
angepasst. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

18. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Wolfenbüttel 
Sophienstraße 5, 38304 Wolfenbüttel 
Schreiben vom 20.11.2024 

Parallel zum o.g. vorbereitenden Bauleitplanverfahren der Gemeinde Hohenhameln 
(45. Änderung des Flächennutzungsplans) läuft das verbindliche Bauleitplanverfahren der 
Gemeinde Hohenhameln Bebauungsplan "Ehemaliger Kohlehafen" für die Ortschaft 
Mehrum sowie das verbindliche Bauleitplanverfahren der Stadt Peine Bebauungsplan 
Nr. 16 "Ehemaliger Kohlehafen südlich der Straße Unter den Eichen" (gebietsübergreifend 
Kraftwerk Mehrum) für die Ortschaft Schwicheldt. Durch das Zusammenwirken der genann-
ten Bauleitplanverfahren sollen zeitgleich und zusammenhängend Industriegebietsflächen 
auf dem Gelände des ehemaligen Kohlehafens des Kraftwerkes Mehrum ausgewiesen wer-
den. Die Erschließungsplanung sowie das Verkehrsgutachten wird von den Trägern der 
Bauleitplanung (Gemeinde Hohenhameln und Stadt Peine) für das "Gesamtgebiet" vorge-
legt. Nachvollziehbarer Weise sind die sich durch die Planung ergebenden Auswirkungen 
als Gesamtheit zu betrachten (z.B. das Verkehrsaufkommen). 

Aus diesem Grund gibt die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
(NLStBV), Geschäftsbereich Wolfenbüttel, hiermit in allen drei o.g. Verfahren eine gleich-
lautende Stellungnahme ab. 

Ich verweise auf meine Stellungnahmen vom 14.02.2024 im Rahmen der frühzeitigen Be-
hördenbeteiligung in o.g. Bebauungsplanverfahren sowie auf meine Stellungnahmen vom 
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09.11.2022 im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung im o.g. Flächennutzungsplan-
verfahren. 

Nachfolgend ergänze ich mit dieser Stellungnahme nach § 4 (2) BauGB Informationen, Hin-
weise und Bedenken bezüglich der vorgenommenen Änderungen bzw. bezüglich des aktu-
ellen Stands der Abstimmungsgespräche hinsichtlich der abzuschließenden straßenrechtli-
chen Vereinbarung. 

Durch o.g. Bauleitplanverfahren soll ein Industriegebiet in einer Entfernung von mehr als 
100 m östlich der Landesstraße 413 im Abschnitt 70 außerhalb der festgesetzten Ortsdurch-
fahrtsgrenzen ausgewiesen werden. 

Die äußere Erschließung soll über den verkehrsgerechten Ausbau des bestehenden Feld-
weges erfolgen, welcher die neue innere Haupterschließung mit der Landesstraße 413 ver-
knüpft. Dabei soll der bestehende Knotenpunkt L 413 / Ackerköpfe / Feldweg genutzt wer-
den. 

Neben den Plangebieten der o.g. Bebauungspläne sollen auch die bestehenden Gewerbe-
betriebe (Betonwerk und Natursteinhandel) in der Gemarkung Schwicheldt sowie benach-
barte Windkraftanlagen erschlossen werden. Die Erschließung weiterer Flächen wird weder 
direkt ermöglicht, noch vorbereitet. Es sollen keine zusätzlichen Nutzungen ermöglicht wer-
den. 

Über den Anschluss der Erschließungsstraße an die Landesstraße ist rechtzeitig vor Sat-
zungsbeschluss eine Vereinbarung gemäß § 34 NStrG abzuschließen. Hierzu sind von der 
Gemeinde Hohenhameln Planunterlagen zu erarbeiten und nach Abstimmung 4-fach zu 
übersenden. Hinsichtlich des Umfangs der Planunterlagen verweise ich auf das als Anlage 
beigefügte Merkblatt. 

Die Planung des Knotenpunktes befindet sich in der Abstimmung der beteiligten Straßen-
baulastträger (Gemeinde Hohenhameln und NLStBV). Dem aktuellen Stand der Straßen-
planung wurde dem Grunde nach von beiden Straßenbaulastträgern zugestimmt. Laut Be-
gründung zum Bebauungsplan "Ehemaliger Kohlehafen" hat die Gemeinde Hohenhameln 
diesen aktuellen Straßenplanungsstand als Grundlage für die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes in dem Bereich genommen. Ob die Flächen auskömmlich sind (auch hinsicht-
lich der erforderlichen Nebenanlagen, z.B. Entwässerungsanlagen), kann von hier aus nicht 
beurteilt werden. 

Nach § 34 Abs. 1 NStrG hat der Träger der Straßenbaulast der neu hinzukommenden 
Straße die Kosten der neuen Kreuzung zu tragen. Nach § 35 Abs. 3 NStrG hat der Straßen-
baulastträger der neu hinzukommenden Straße dem Träger der Straßenbaulast der vorhan-
denen Straße, die Mehrkosten für die Unterhaltung nach der Ablösebeträge-Berechnungs-
verordnung (ABBV) abzulösen. 
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Die verkehrlichen Auswirkungen der Planung haben die Träger der Bauleitplanung durch 
ein Verkehrsgutachten ermitteln lassen. Da es sich um "Angebots-Bebauungspläne" han-
delt, wurde ein Flächenansatz zur Ermittlung des zukünftigen Verkehrsaufkommens im 
Plangebiet gewählt (Stichwort "abstrakter Planfall"). Das ist insofern sachgerecht, weil durch 
die Bebauungspläne die Ansiedlung verschiedenartiger Betriebe möglich wäre und diese 
nicht auf ein einzelnes Vorhaben beschränkt sind. 

Auf Grundlage des Verkehrsgutachtens wurde der umzubauende Knoten L413 / Ackerköpfe 
bemessen. Wie in der Begründung zum Bebauungsplan "Ehemaliger Kohlehafen" ausge-
führt, ist es geplant, den Knoten mit einer Lichtsignalanlage zu versehen und die nördliche 
Linksabbiegespur zu verlängern. Der Bebauungsplan übernimmt für den Umbau des Kno-
tens planfeststellungsersetzende Funktion gemäß § 38 NStrG. 

Die für den Umbau des Knotens notwendigen Kompensationsmaßnahmen sind im Rahmen 
des Bebauungsplanes "Ehemaliger Kohlehafen" ermittelt worden. Sie sind durch den Be-
bauungsplan festzusetzen und dauerhaft zu sichern. 

Auf Grundlage des o.g. Verkehrsgutachtens wurden auch die möglichen Veränderungen 
des Straßenlärms im nachgelagerten Netz, insbesondere in der Ortsdurchfahrt Hämeler-
wald im Zuge der L413 für den Prognosehorizont 2035 dargestellt (siehe Begründung zum 
Bebauungsplan "Ehemaliger Kohlehafen", Seiten 22/23). Demnach könnten sich in der 
Ortslage von Hämelerwald Pegelerhöhungen von bis zu 1,7 dB(A) ergeben. Dabei würde 
sich der höchste Pegel tags mit 70,7 dB(A) und der nachts mit 65,0 dB(A) ergeben, was 
eine Überschreitung der gesundheitsrelevanten Schwellenwerte bedeuten würde. 

Da hier der "abstrakte Planfall" für den Prognosehorizont 2035 betrachtet wurde und kein 
konkretes Vorhaben, leitet sich aus den Feststellungen zunächst kein konkretes Handlungs-
erfordernis für kurzfristig umzusetzende Maßnahmen ab. Gleichwohl ist der dargestellte, 
möglicherweise entstehende Konflikt auf der nachfolgenden Genehmigungsebene zu be-
handeln. Auf der Genehmigungsebene (Baugenehmigung oder Genehmigung nach dem 
Bundesimmissionsschutzgesetz) ist das konkrete Vorhaben und dessen genaue verkehrli-
che Auswirkungen darzustellen. Insofern sich daraus die oben beschriebenen oder ver-
gleichbaren negativen Auswirkungen ergeben, sind Maßnahmen zur Konfliktbewältigung 
und deren Finanzierung zu prüfen. 

Aufgrund der beabsichtigten Abschlüsse der städtebaulichen Verträge (siehe die jeweiligen 
Kapitel 10.0 der Begründungen zu den o.g. Bebauungsplänen der Gemeinde Hohenhameln 
und der Stadt Peine) bieten sich für die Träger der Bauleitplanung die Möglichkeit, das 
Thema Kosten für eventuelle Maßnahmen zur Lärmminderung im Zuge der Landes- und 
Bundesstraßen vorsorglich zu regeln und diesen Punkt aktiv die Abwägung einzustellen. 

Im Hinblick auf die Größe der gesamten Bauflächen und unter Sicherheitsaspekten scheint 
es dringend geboten, eine zweite Erschließungsmöglichkeit für den Bedarfsfall vorzusehen. 
Ob und welche zweite (Not-)Erschließungsroute vorgesehen ist, ist hier nicht bekannt. 
Von Seiten des Straßenbaulastträgers der Landesstraße wird darauf hingewiesen, dass die 
durchgängige Erreichbarkeit über die Landesstraße 413 aufgrund von Baumaßnahmen an 
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der Straße sowie Havarien/Unfällen nicht gegeben ist und auch nicht angenommen werden 
darf. Die Herstellung einer zweiten Erschließungsmöglichkeit liegt in der Verantwortung der 
Träger der Bauleitplanung (Stichwort: geordnete städtebauliche Entwicklung) mit allen Kon-
sequenzen, die sich hieraus für die Sicherheit und für die Wirtschaftstätigkeit der Unterneh-
mensstandorte ergeben. 

Unter der Voraussetzung, dass die vorstehenden Anregungen und Bedenken in den weite-
ren Bauleitplanverfahren berücksichtigt werden, stimme ich den o.g. vorgelegten Bauleit-
planentwürfen in straßenbau- und verkehrlicher Hinsicht zu. 

Ich bitte nach den Satzungsbeschlüssen um die Übersendung der Abwägungen und jeweils 
einer Abschrift der Bebauungspläne in der jeweils in Kraft getretenen Fassung (pdf-Datei). 
Des Weiteren bitte ich um die Übersendung der Abwägung und einer Abschrift der Ände-
rung des Flächennutzungsplanes in der in Kraft getretenen/genehmigten Fassung (pdf-Da-
tei). Vielen Dank. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine wesentli-
chen Bedenken bestehen. Der Anschluss des Indust-
riegebietes erfolgt an die Straße "Unter den Eichen" 
und im weiteren Verlauf über den geplanten öffentli-
chen Verkehrsweg an die L 413. Aufgrund der gemein-
samen Planung mit der Gemeinde Hohenhameln er-
folgt eine eng abgestimmte Planung. Der auszubau-
ende Knotenpunkt ist Bestandteil des Bebauungspla-
nes der Gemeinde Hohenhameln und abschließend 
ebenda zu klären. Grundlegend ist die Stadt bemüht, 
bei Gewerbe- und Industriegebieten eine redundante 
Zufahrt vorzusehen. In Abwägung der vorliegenden 
Planung wird jedoch aufgrund der eingeschränkten 
Möglichkeiten und der nicht geplanten Erweiterung 
über den Bestand sowie die vorliegende Planung hin-
aus davon abgesehen. Zusätzlich ist mit dem Hafen 
und die Anbindung an den Mittellandkanal ein weiterer 
Transportweg gegeben, welcher eine Verlagerung auf 
den Wasserweg ermöglicht. Für Rettungsfahrzeuge ist 
bei Sperrung der L 413 eine Anfahrt über die vorhan-
denen Feldwege möglich. 
Bei der Errichtung der Anbindung im Bereiche der 
L 413 und Erschließung des Planbereiches wird von 
einem "erheblichen baulichen Eingriff" ausgegangen. 
Insofern ist gemäß der 16. BImSchV für die betroffene 
Nachbarbebauung zu prüfen, ob die Baumaßnahme 
einen Anspruch auf Lärmschutzmaßnahmen auslöst. 
Die nächstgelegene schutzwürdige Wohnnutzung liegt 
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in über 700 m von den auszubauenden Straßenberei-
chen entfernt, so dass keine zusätzlichen Maßnahmen 
erforderlich werden. 
Darüber hinaus ist gemäß TA Lärm eine Beurteilung 
der anlagenbedingten Verkehre zu betrachten. Da-
nach sind Geräusche des An- und Abfahrtsverkehrs 
auf öffentlichen Verkehrsflächen in einem Abstand von 
bis zu 500 m von dem Betriebsgrundstück zu betrach-
ten. Ab einem Abstand von 500 m kann i.d.R. davon 
ausgegangen werden, dass eine Durchmischung der 
Verkehre aus dem Plangebiet sowie dem üblichen 
Straßenverkehr erfolgt. Auch unter Betrachtung des 
500 m Radius von dem Knotenpunkt mit der L 413 aus, 
befinden sich in einem Abstand von 500 m weder die 
Ortslage von Mehrum, Schwicheldt oder Hämelerwald 
noch schutzbedürftige Wohnnutzung im Außenbe-
reich. Insofern werden weitergehende vertragliche Re-
gelungen für lärmmindernde Maßnahmen in Hämeler-
wald nicht erforderlich. 

Die Planfestsetzungen und die Be-
gründung werden beibehalten. Wei-
tergehende vertragliche Regelungen 
werden nicht erforderlich. 

19. Niedersächsisches Landvolk Braunschweiger Land e.V. 
Helene-Künne-Allee 5, 38122 Braunschweig 
Schreiben vom 22.11.2024 

Zu den o.g. Vorhaben nehmen wir wie folgt Stellung:  

 der Verkehr durch an- und abfahrende Fahrzeuge sollte den landwirtschaftlichen Ver-
kehr nicht beeinträchtigen.   

 Auf dem Firmengelände müssen ausreichend Abstellflächen zur Verfügung gestellt 
werden, sodass wartende Fahrzeuge nicht auf der Straße stehen und den Verkehr be-
hindern.   

 Die Straße sollte so ausgebaut werden, dass die Fahrbahndecke dem Schwerlastver-
kehr auch über mehrere Jahre standhält - im Hinblick auf den tonigen Untergrund siehe 
B65 zwischen Mehrum und Schwicheldt bzw. der L413.  

 Auf Vorfluter und Drainagen, die im Geltungsbereich liegen, ist planerisch Rücksicht zu 
nehmen. Diese sind im Vorfeld zu erfassen und im ordnungsgemäßen Zustand zu hal-
ten. Hierfür bedarf es der Abstimmung mit der örtlichen Landwirtschaft.  

 14 Tage vor Beginn der Bautätigkeiten sind die betroffenen Feldinteressentschaften zu 
informieren. Erntezeiten sind dabei zu berücksichtigen.  

Außerdem verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 15. Januar diesen Jahres. 
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Mit Schreiben vom 15.02.2024 nimmt das Niedersächsische Landvolk Braunschweig Land 
wie folgt Stellung: 

Zum o.g. Bebauungsplan nehmen wir fristgerecht wie folgt Stellung:  

 Zurzeit werden in der Bundesrepublik Deutschland täglich ca. 80 ha Boden versiegelt. 
Von Seiten des Umweltministeriums wird eine Reduzierung auf ca. 30 ha/d angestrebt 
um das Schutzgut Boden zu schonen. Wir bitten daher um einen sparsamen Umgang 
den landwirtschaftlich genutzten Flächen.  

 Erforderliche Kompensationsmaßnahmen haben im Plangebiet zu erfolgen.  
 Im Bereich Hohenhameln sind die Wirtschaftswege im Gemeindeeigentum. Für den 

Bereich Schwicheldt ist der Kontakt mit der örtlichen RVTuVI Schwicheldt (dem Wege-
eigentümer) aufzunehmen um die Baumaßnahme zu begleiten und vorab eine Be-
standsaufnahme der Wege durchzuführen.  

Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der Be-
gründung. Die Straße wird in einer Breite von 7 m nach 
den Standards der Stadt ausgebaut. In diesem Zusam-
menhang wird der Aufbau entsprechend den vorlie-
genden Baugrundverhältnissen erfolgen, so dass eine 
langfristige Nutzbarkeit und Tragfähigkeit sicherge-
stellt wird. Im Rahmen der Genehmigung sind ausrei-
chend Stellflächen auf den privaten Flächen nachzu-
weisen. Ein Abstellen im Bereich der Zuwegung ist we-
der gewollt noch zulässig. Bestehende Entwässe-
rungssysteme sind im Rahmen des Planvollzuges zu 
berücksichtigen; die Funktionsfähigkeit des Entwässe-
rungssystems ist auch weiterhin sicherzustellen. 
Aus der Stellungnahme vom 15. Februar 2024 erge-
ben sich keine weiterreichenden Erkenntnisse. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

20. Polizeiinspektion Salzgitter/Peine/Wolfenbüttel 
Joachim-Campe-Straße 21, 38226 Salzgitter 
Schreiben vom 22.10.2024 

Bzgl. der Planungen bestehen keine grundsätzlichen Bedenken.  

Zu prüfen wären allerdings Maßnahmen zur Verhinderung navigationsgesteuerter Schwer-
lastverkehre aus Rtg. Westen über die B 65 bzw. Süd-Westen über die B 494 unter Nutzung 
der kürzesten Wegstrecke und nicht zu der Zufahrt über die L 413.  
Hier kämen ggf. ergänzende wegweisende Beschilderung zur Verdeutlichung der zu nut-
zenden Strecke oder Verkehrsverbote in Betracht. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine grund-
sätzlichen Bedenken bestehen. Inwiefern weitere Ver-
kehrslenkungen erforderlich werden, ist erst bei Kennt-
nis der konkreten Verkehre möglich.  

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

21. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig 
Ludwig-Winter-Str. 2, 38120 Braunschweig 
Schreiben vom 22.11.2024 

Zur Aufstellung des Bebauungsplanes gebe ich folgende Hinweise:  

1 Schallgutachten 

Der Nachweis der schalltechnischen Verträglichkeit ist durch die vorliegende schalltechni-
sche Untersuchung nicht erbracht. Nachfolgend sind die wesentlichen Gründe aufgeführt:  

1.1  Berücksichtigte Fläche  

Das Plangebiet umfasst nur ca. die Hälfte der in der schalltechnischen Untersuchung be-
rücksichtigten Fläche. 

1.2  Gewerbliche Nutzung 

Für die schalltechnische Untersuchung müssen sowohl bestehende Betriebe (Bsp. Wind-
kraftanlagen) als auch die genehmigte Anlage inklusiver der geplanten Erweiterungen be-
rücksichtigt werden. Dies ist in der schalltechnischen Untersuchung nicht vollständig erfolgt. 

1.3 Auslegung der Planwerte 

Im Schallgutachten wird von 6 dB(A) unter Richtwert gesprochen. Dies ist unzulässig. Die 
im Plangebiet vorgesehene Geräuschkontingentierung muss so ausgelegt werden, dass die 
Orientierungswerte der DIN 18005 / Immissionsrichtwerte der TA Lärm um mindestens 
10 dB(A) unterschritten werden.  

An allen anderen Immissionsorten muss nachgewiesen werden, dass die Geräusch-Ge-
samtbelastung die Orientierungswerte / Immissionsrichtwerte einhält. 

1.4  Richtungssektor A  

Aus den Unterlagen geht nicht hervor, ob der Richtungssektor A durch einen Immissionsort 
begrenzt wird.  
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1.5  Zusatzkontingente  

Es wurde zudem auch nicht plausibel dargelegt, warum die einzelnen Teilflächen unter-
schiedliche Zusatzkontingente erhalten. Dies entspricht nicht der gängigen Praxis. Typi-
scherweise wird je Richtungssektor dasselbe Zusatzkontingent für alle Teilflächen verge-
ben.  

1.6 Grundlage der Schutzbedürftigkeit  

Für alle Immissionsorte muss angegeben werden, auf welcher Grundlage die Schutzbedürf-
tigkeit festgelegt wurde. Ist für die Immissionsorte kein B-Plan vorhanden, so muss die 
Schutzbedürftigkeit zusammen mit dem Planungsamt abgestimmt werden. Dies ist im Gut-
achten zu dokumentieren.  

2 Verkehrslärm  

Auf Seite 10 der Begründung geben Sie an, dass Sie bewusst keine Festsetzungen bezüg-
lich Störfallbetrieben vornehmen und Sie die abschließende Zulässigkeit auf die Genehmi-
gungsebene verlagern. 

Ist mit der Genehmigungsebene das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig ge-
meint, so trifft der Punkt bezüglich der Anforderungen an Störfallbetrieben zwar zu, aller-
dings nicht für die Verkehrswege außerhalb des Betriebsgeländes inklusive des an – und 
Abfahrtverkehrs in einem Abstand von bis zu 500 Metern (siehe TA Lärm Ziffer 7.4). Bezüg-
lich des Verkehrslärms ist die zuständige Behörde nicht das Staatliche Gewerbeaufsichts-
amt Braunschweig, sodass hier auch keine Berücksichtigung im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens erfolgen wird.  

3 Konfliktbewältigung  

Es kommt des Öfteren vor, dass Gewerbegebiete neben Wohnbebauungen neu entstehen 
oder die örtliche Lage sich historisch so entwickelt hat. Die sich daraus ergebenden Kon-
flikte hinsichtlich Lärm (Bsp. Gemengelage) können im Rahmen von Genehmigungen ge-
mäß BImSchG für Betriebe durch die beispielsweise Festlegung von Zwischenwerten gere-
gelt werden.  

Bei Neuvorhaben allerdings und im Rahmen von Änderungen des B-Plans ist davon aus-
zugehen, dass aufgrund des Stands der Technik es möglich ist, die gesetzlichen Anforde-
rungen voll zu erfüllen, sodass nicht bereits im Vorfeld mit einem Konflikt zu rechnen ist, der 
dann möglicherweise erst geregelt wird, wenn die Neuanlage in Betrieb genommen wurde. 
Dies könnte schlimmstenfalls zu Betriebseinschränkungen führen, sofern nachgewiesen 
werden kann, dass der Betrieb Verursacher des Konfliktes – hinsichtlich Lärm oder anderer 
Emissionen – ist.  
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In diesem Zusammenhang sei noch einmal erwähnt, dass das staatliche Gewerbeaufsichts-
amt Braunschweig über keine Rechtsgrundlage verfügt, Konflikte hinsichtlich der Verkehrs-
situation zu regeln.  

Der Aussage, dass die schalltechnische Verträglichkeit 
nicht erbracht ist, kann nicht gefolgt werden.  
Der Kohlehafen erstreckt sich auf dem Gebiet der 
Stadt Peine und westlich angrenzend auf den Flächen 
der Gemeinde Hohenhameln. Der gesamte Planbe-
reich umfasst eine Fläche von rd. 26,9 ha, von denen 
rd. 14,7 ha in der Gemarkung Schwicheldt der Stadt 
Peine und rd. 12,2 ha auf der Gemeinde Hohenhameln 
liegen. Um eine einheitliche Entwicklung zu gewähr-
leisten, erfolgt eine parallele, abgestimmte Erarbeitung 
der Bebauungspläne der Stadt Peine und der Ge-
meinde Hohenhameln mit gleichzeitigen Beteiligungs-
verfahren.  
Insofern sollte nachvollziehbar sein, dass das Schall-
gutachten die gesamtheitliche Entwicklung untersucht, 
die getroffenen Festsetzungen jedoch in dem jeweili-
gen Bebauungsplan der Gemeinde Hohenhameln res-
pektive der Stadt Peine zu erfolgen haben.  
Entsprechend der für Gewerbelärm maßgebenden TA-
Lärm ist entweder eine konkrete Berechnung der Vor-
belastung oder alternativ die Anwendung des sog. "Ir-
relevanz-Kriteriums" (Nr. 3.2.1 Abs. 2 TA Lärm) mög-
lich. In letztgenanntem ist geregelt, dass, wenn die Zu-
satzbelastung der zu beurteilenden Anlage 6 dB(A) un-
ter dem am maßgeblichen Immissionsort zulässigen 
Richtwert liegt, in der Regel davon auszugehen ist, 
dass der von der Anlage ausgehende Immissionsbei-
trag der Zusatzbelastung nicht relevant ist. Dieses wird 
für die Berechnung des Gewerbelärms zum Ansatz ge-
bracht. Die Anhebung der Irrelevanz-Schwelle auf 
10 dB(A), so wie in der Stellungnahme gefordert, ist 
weder begründet noch rechtlich erforderlich. Zwar ist 
es richtig, dass es bei mehreren auf einen Immission-
sort einwirkenden nach dem Irrelevanz-Kriterium be-
rechneten zulässigen Lärmquellen zu einer Über-
schreitung des Orientierungswertes am Immissionsort 
kommen kann. Das Irrelevanz-Kriterium wird im Rah-
men des vorliegenden Schallgutachtens für den ge-
samt aus dem Plangebiet entstehenden Gewerbelärm 
angesetzt, so dass hier eine einheitliche Bewertung er-
folgt. Auch wenn bestehende gewerbliche Nutzungen 
im Umfeld (Windenergie, Kraftwerk etc.) bereits eine 
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Genehmigung unter Berücksichtigung des Irrelevanz-
Kriteriums von 6 dB(A) besitzen sollten, ist nicht inzi-
dent eine Erhöhung der Schwellenwerte anzunehmen. 
Durch die Festsetzung der Emissionskontingente so-
wie der Zusatzkontingente werden die maßgebenden 
Richtwerte an den Immissionsorten um 6,2 bis 14,9 
dB(A) unterschritten. Die durch Bodeneffekte und Luft-
absorption hervorgerufene Zusatzdämpfung wurde 
nicht in die Berechnungen eingestellt, wodurch sich 
weitergehende Unterschreitungen im konkreten Ge-
nehmigungsverfahren um rd. 2 dB(A) ergeben. In An-
betracht der vorliegenden Planung wird diese Vorge-
hensweise als vertretbar erachtet. Auch für eine ein-
heitliche Vorgabe von Zusatzkontingenten für die Rich-
tungssektoren besteht keine rechtliche Vorgabe. Vor-
liegend wurde im Schallgutachten der Ansatz gewählt, 
dass betriebsbedingtes Wohnen in sämtlichen Teilflä-
chen der Bebauungspläne umsetzbar ist. 
Der Schutzanspruch in der Nachbarschaft ist in An-
lage 1 Blatt 1 und in dem Gutachten auf Seite 19/20 
dargestellt. Er basiert auf folgender Grundlage: 

Aufpunkt Planungsrecht Art/Nutzung 

1 B-Plan "Weißestiegsfeld", Gemeinde Hohenhameln WA 
2 § 34 BauGB - Wohnen im Innenbereich WA 
3 § 35 BauGB - Wohnen im Aussenbereich  MD/MI 
4 § 34 BauGB - Wohnen im Innenbereich WA 
5 § 35 BauGB - Wohnen im Aussenbereich  MD/MI 
6 § 35 BauGB - Wohnen im Aussenbereich  MD/MI 
7 B-Plan "Hohedorn", Gemeinde Hohenhameln WA 
8 § 35 BauGB - Wohnen im Aussenbereich  MD/MI 
9 B-Plan "Am alten Bahndamm", Stadt Peine WA 

10a B-Plan "Bründelkampsfeld", Stadt Peine WR 

10b B-Plan "Bründelkampsfeld", Stadt Peine WR 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass eine Verlage-
rung der Störfallproblematik von der Gewerbeaufsicht 
gesehen wird. Dabei beziehen sich die Aussagen auf 
der angesprochenen Seite 10 ausschließlich auf eben-
diese; die Abhandlung der TA-Lärm erfolgt an anderer 
Stelle der Begründung. Der Bebauungsplan regelt den 
Gewerbelärm durch die Festsetzung von Emissions-
kontingenten sowie die rechtlich erforderlichen As-
pekte –soweit möglich– abschließend. Die Hinweise 
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zur Konfliktbewältigung werden zur Kenntnis genom-
men. 

Die Festsetzungen und die Begrün-
dung werden beibehalten. 

22. Stadt Lehrte 
FD Stadtplanung 
Rathausplatz 1, 31275 Lehrte 
Schreiben vom 20.11.2024 

Ich danke Ihnen für die Beteiligung am o. g. Verfahren. 

Die Stadt Peine und die Gemeinde Hohenhameln planen, die Fläche des Kohlekraftwerks 
Mehrum sowie die umgebenden Flächen als Industriegebiet gern. § 9 BauNVO festzuset-
zen. 
Wie Ihnen bereits in der frühzeitigen Beteiligung der Nachbargemeinden mitgeteilt wurde, 
wird sich aus der gewerblichen und industriellen Nutzung des rd. 25,5 ha großen Plange-
bietes zukünftig ein erhöhtes Verkehrsaufkommen insbesondere von LKW ergeben. 
In den Anlagen zum Bebauungsplan, vor allem in der verkehrstechnischen Untersuchung 
und im schalltechnischen Gutachten, sind die negativen Auswirkungen durch die Ansied-
lung eines Industriegebietes in der Ortslage detailliert dargestellt. 

Verkehrsmehrbelastung: 
Der Erschließungsverkehr soll zu einem wesentlichen Teil über die Landesstraße L413 
durch Hämelerwald abgewickelt werden. Es wird von einem Gesamtverkehrsaufkommen 
von 2.850 Fahrten pro Tag ausgegangen, wovon rd. 1.000 Fahrten dem Schwerlastverkehr 
zuzurechnen sind. Die Verkehrsbelastung auf der L413 Richtung BAB A2 wird um rd. 
1.700 Fahrzeuge pro Tag steigen (Planbegründung zum B-Plan der Stadt Peine S. 16 f.). 

Die L413 ist bereits jetzt durch den vorherrschenden Verkehr stark belastet. Durch die zu-
sätzlichen Verkehre, ausgelöst durch die geplante Entwicklung eines Industriegebiets, be-
wegen sich die Werte im gesundheitsgefährdenden Bereich für die Anlieger der L413 im OT 
Hämelerwald. Die Stadt Lehrte weist ausdrücklich darauf hin, dass gesunde Wohn - und 
Arbeitsverhältnisse für die Anlieger der L413 gewahrt bleiben müssen. Der Bebauungsplan 
trifft hierzu keine hinreichenden Aussagen, wie mit der Mehrbelastung umgegangen werden 
soll. Im Lärmgutachten erfolgt lediglich die Aussage, dass diese Fragestellung unter ver-
waltungsrechtlichen Aspekten zu klären ist. Diese Aussage ist nicht weiter belastbar. 

Die Landesstraßen sind grundsätzlich öffentlich gewidmete Straßen, welche Hauptver-
kehrsströme zu leiten haben. Jedoch erfolgte der Ausbau nach den hierfür geltenden Re-
gelwerken (RAL- Richtlinien für die Anlage von Straßen), welche in Entwurfsklassen unter-
teilt ist. Diese Entwurfsklassen legen Regelquerschnitte bei der Planung zu Grunde, die 
auch auf die Verkehrsstärken Einfluss haben. Daher wird von Seiten der Stadt Lehrte davon 
ausgegangen, dass die L413 in dem OT Hämelerwald für diese Verkehrsbelastung nicht 
ausreichend dimensioniert ist. In der Planbegründung wird auf S. 17 jedoch angenommen, 
die Landesstraße sei in ihrer Funktion dafür vorgesehen, weitere Verkehre aufzunehmen. 
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Eine Durchfahrung von Ortsbereichen wie Hämelerwald sei üblich. Die Stadt Lehrte fordert 
daher, die vorliegende Leistungsfähigkeit der L413 in der Ortslage Hämelerwald durch den 
durch die Planung resultierenden zusätzlichen Verkehr zu berücksichtigen. Gleiches gilt für 
die Weiterführung der L413, die in der Ortslage Sievershausen zur L387 wechselt. 

Verkehrssicherheit: 
Die beigefügte Verkehrsuntersuchung empfiehlt aufgrund des erheblichen Anstiegs des 
Verkehrsaufkommens verlängerte Ampelphasen für Fußgänger*innen, um die zusätzlichen 
Verkehre an der L413 zu regeln. Hierzu sind aus dem Bebauungsplanentwurf jedoch keine 
konkreten Maßnahmen zu entnehmen. 
Im OT Hämelerwald befinden sich zwei Schulstandorte: die Grundschule Hämelerwald im 
Südosten des Ortsteils sowie als weiterführende Schule die Oberschule Hämelerwald im 
Norden des Ortsteils (Gemarkung Sievershausen). Die Überquerung der L413 im OT Hä-
melerwald gehört daher zum Schulweg der Kinder von Hämelerwald und Sievershausen. 
Die Grundschule ist östlich der Landesstraße L413 angesiedelt. Das Einzugsgebiet der 
Schule umfasst auch den Großteil der Wohnbebauung westlich der L413. Mit dem durch 
die Planung verursachten zusätzlichen Schwerlast - und Pkw-Verkehr wird das Gefahren-
potenzial des Schulwegs deutlich erhöht. Gleiches gilt für den Schulstandort der Ober-
schule. Hierbei ist zu beachten, dass Schüler und Schülerinnen zu Fuß oder mit dem Fahr-
rad aus Richtung Sievershausen kommend kurz hinter dem Ortseingang die L413 queren 
müssen. Ausschließlich eine Verlängerung von Ampelphasen wird nicht als hinreichende 
Verkehrssicherung angesehen. Die Verkehrssicherheit der Schülerinnen ist mit geeigneten 
und verbindlich festgelegten Maßnahmen zu garantieren. 

Hinzu kommt der nicht unwesentliche Umstand, dass der südliche Ortsteil mit seinen ca. 
2000 Einwohnern nur über den Dammweg Zugang zur L413 erschlossen ist. Durch die 
Mehrbelastung an Fahrzeugverkehr ist hier ebenfalls die Einrichtung eines Kreisverkehrs 
oder einer Lichtzeichenanlage, ggf. mit Bedarfsschaltung, zu prüfen. 

Zur Ermittlung der Verkehre aus dem Plangebiet 
wurde ein Verkehrsgutachten erstellt. Unter der kon-
servativen Annahme einer Netto-Baulandfläche von 
80 vom Hundert des Plangebietes und eines Anteils 
der Nutzungen mit Logistik von 75 vom Hundert kommt 
das Gutachten zu einem Verkehrsaufkommen von 
2.850 Kfz-Fahrten/24h und insofern von 1.425 Kfz-
Fahrten je Richtung. Der Gesamtanteil der LKW-Fahr-
ten beträgt rd. 1.000 pro 24h. 
Die Aufteilung der Verkehre auf der L 413 wurde mit 
60 vom Hundert nach Norden und 40 vom Hundert 
nach Süden angenommen, so dass sich 1.730 Kfz/24h 
(davon: 600 Lkw) in nördliche und 1.120 Kfz/24h (da-
von: 400 Lkw) in südliche Richtung ergeben. 
Im Bereich des Ortseingangs Hämelerwald bis zum 
Anschluss an die BAB 2 wurden Verkehrsmengen von 
7.700 Kfz/24h (davon: 850 Lkw) bis zu 12.250 Kfz/24h 
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(davon: 1.675 Lkw) im Bestand ermittelt. Für den Prog-
nosehorizont 2035 ohne Plangebiet zwischen 8.500 
Kfz/24h (davon: 1.000 Lkw) bis zu 12.950 Kfz/24h (da-
von: 1.845 Lkw) hochgerechnet. 
Die Zahlen zeigen, dass die Ortslage bereits derzeit 
ohne den zu erwartenden Mehrverkehr aus dem Plan-
gebiet durch Verkehr vorbelastet ist. Dieses ist auch 
für klassifizierte Straßen –hier Landesstraße 413– 
nicht unüblich, da gerade diese zur Aufnahme des 
überregionalen Verkehrs bestimmt sind und dement-
sprechend eine übergeordnete Verbindungsaufgabe 
erfüllen. Insofern handelt es sich auch nicht um eine 
ruhige Wohnstraße, welche erstmalig durch Mehrver-
kehre belastet wird. Bereits im Bestand handelt es sich 
bei der L 413 um eine durch Verkehr stark frequentierte 
Straße, deren Auswirkungen bereits jetzt in die be-
nachbarte Bebauung hineinreichen und gleichfalls von 
dieser hinzunehmen sind. Eine Nutzung als Aus-
weichstrecke im Zuge von Stausituationen auf der 
BAB 2 kann andererseits nicht als Maßstab dienen.  
In Überprüfung der Leistungsfähigkeit der Anbindung 
des Plangebietes bis an die BAB 2 bestätigt das Ver-
kehrsgutachten, dass die zu erwartende Zunahme des 
Verkehrs von den vorhandenen Straßen aufgenom-
men respektive eine ausreichende Verkehrsqualität in 
den vorhandenen lichtsignalisierten Knoten erreicht 
werden kann.  
Laut Zensus 2022 lebten südlich des Dammweges 
1.146 Einwohner und im Bereich des Salamanderwe-
ges 67 Einwohner und insofern 1.213 Einwohner. Un-
ter Hinzunahme der Bebauung beidseitig der Diana-
straße (42) handelte es sich um 1.255 Einwohner, wel-
che über den Knoten Dammweg/ L 413 erschlossen 
sind.  Die Verkehrsbelastung im Zuge der L 413 südlich 
von Hämelerwald wird von 6.400 Kfz/24h im Bezugsfall 
auf 8.130 Kfz/24h im Planfall ansteigen. Das Einbiegen 
aus Nebenstraßen ist unterhalb einer Verkehrsbelas-
tung von 10.000 Kfz/24h auf der Hauptstraße i. d. R. 
mit einer ausreichenden Verkehrsqualität möglich, ins-
besondere an dreiarmigen Knotenpunkten. Auch wenn 
der Knotenpunkt Dammweg/ L413 nicht explizit be-
trachtet wurde, ist anzunehmen, dass die Leistungsfä-
higkeit des bestehenden Verkehrsnetzes für die aus 
dem Vorhaben hochgerechneten Verkehre gegeben 
ist. 
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 Auch höher belastete Straßen zeigen, dass Querun-
gen, Notfalleinsätze, etc. weiterhin möglich sind. 
Grundsätzlich gilt im Straßenverkehr die gegenseitige 
Rücksichtnahme. Diese gilt -gerade innerorts- nicht 
nur für Bereiche mit eingeschränkter Sicht oder beson-
derer Gefahrenpunkte z.B. im Bereich von Kindergär-
ten, Schulen, Altenheimen, etc. auf die ggf. auch zu-
sätzlich hingewiesen werden kann, sondern auch im 
Bereich von ausgewiesenen Querungen. Eine ausge-
wiesene Querung der Ströme einzelner Verkehrsteil-
nehmer -sei es durch lichtsignalisierte oder nicht licht-
signalisierte Anlagen- erfordert trotz alledem die be-
sondere Aufmerksamkeit eines jeden Verkehrsteilneh-
mers. Regelwidriges Verhalten von Verkehrsteilneh-
mern kann nicht im Rahmen von Bauleitplanung ab-
schließend gelöst werden; hierzu bedarf es der Über-
wachung entsprechender verkehrsbehördlicher Anord-
nungen. Im Rahmen der Bauleitplanung ist grundsätz-
lich sicherzustellen, dass durch die Planung entspre-
chende Verstöße nicht zwingend vorbereitet werden. 
Eine Trennwirkung durch die Verkehre auf der L 413 
besteht bereits im Bestand; zusätzlich verstärkt wird 
diese durch die Troglage im Bereich der Eisenbahnun-
terquerung. 
Auch wenn es durch das Plangebiet zu einer Erhöhung 
der Verkehre kommen wird, ist nicht inzident von einer 
Erhöhung der Gefährdung respektive Unfallhäufigkeit 
auszugehen. Diese ist i.d.R abhängig von dem Indivi-
dualverhalten eines jeden Verkehrsteilnehmers. Zahl-
reiche der angesprochenen Probleme sind bereits im 
Bestand vorhanden; diese können nicht durch die vor-
liegende Bauleitplanung einer Lösung zugeführt wer-
den. Unabhängig von diesen Erwägungen hat die für 
die Verkehrssicherheit zuständige Straßenverkehrsbe-
hörde u.a. aus Anlass der vorliegenden Bauleitplanung 
in Aussicht gestellt, die Verkehrssicherheit durch die 
Anordnung einer Geschwindigkeitsbeschränkung auf 
30 km/h in der Ortsdurchfahrt von Hämelerwald und 
50 km/h im Bereich der Anbindung von Adolphshof zu 
verbessern. Auch wenn die Stadt Peine für eine derar-
tige Anordnung im Straßenverkehrsrecht und außer-
halb ihres eigenen Gemeindegebietes nicht zuständig 
ist, sieht sie eine realistische Chance auf die Umset-
zung und Aufrechterhaltung dieser beiden Maßnah-
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men, die die Auswirkungen der planbedingten Zusatz-
verkehre auf die Verkehrsverhältnisse in der benach-
barten Gemeinde Hämelerwald verringern können. 
Im Falle eines Neubaus oder eines erheblichen bauli-
chen Eingriffs eines öffentlichen Verkehrsweges ist 
nach den Regelungen gemäß der sechzehnten Ver-
ordnung zur Durchführung des Bundesimmissions-
schutzgesetzes) (16. BImSchV) zu prüfen, inwiefern 
der Eingriff wesentlich ist.  
Die Änderung ist wesentlich, wenn  
• eine Straße um einen oder mehrere durchgehende 

Fahrstreifen für den Kraftfahrzeugverkehr oder ein 
Schienenweg um ein Gleis oder mehrere durchge-
hende Gleise baulich erweitert wird oder 

• durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Be-
urteilungspegel des von dem zu ändernden Ver-
kehrsweg ausgehenden Verkehrslärms um mindes-
tens 3 dB(A) oder auf mindestens 70 dB(A) am 
Tage oder mindestens 60 dB(A) in der Nacht erhöht 
wird. 

Eine Änderung ist auch wesentlich, wenn der Beurtei-
lungspegel des von dem zu ändernden Verkehrsweg 
ausgehenden Verkehrslärms von mindestens 70 dB(A) 
am Tage oder 60 dB(A) in der Nacht durch einen er-
heblichen baulichen Eingriff erhöht wird. 

Bei der Errichtung der Anbindung im Bereich der L 413 
und der Erschließung des Planbereiches wird von ei-
nem "erheblichen baulichen Eingriff" ausgegangen. In-
sofern ist gemäß der 16. BImSchV für die betroffene 
Nachbarbebauung zu prüfen, ob die Baumaßnahme 
einen Anspruch auf Lärmschutzmaßnahmen auslöst. 
Die nächstgelegene schutzwürdige Wohnnutzung liegt 
in über 700 m von den im Plangebiet selbst festgesetz-
ten auszubauenden Straßenbereichen entfernt, so 
dass keine zusätzlichen Maßnahmen erforderlich wer-
den.  
Darüber hinaus ist gemäß TA Lärm eine Beurteilung 
der anlagenbedingten Verkehre außerhalb des Plan-
gebietes auf den vorhandenen öffentlichen Straßen zu 
betrachten. Nach gesicherter Rechtsprechung kann 
das Interesse eines Grundstückseigentümers außer-
halb des Plangebietes, von einer Lärmzunahme auf-
grund des Zu- und Abgangsverkehrs zum Plangebiet 
verschont zu bleiben, einen abwägungserheblichen 
Belang darstellen, wenn sich der durch die Planung 
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ausgelöste Verkehr innerhalb eines räumlich über-
schaubaren Bereichs bewegt und vom übrigen Stra-
ßenverkehr unterscheidbar ist (BVerwG Beschluss 
vom 01.07.2020 – 4 BN 49/19 Rn. 8 juris m.w.N.). Für 
die Bestimmung des räumlich überschaubaren Be-
reichs kann nach der Rechtsprechung zur Orientierung 
der 500 m Radius der Nr. 7.4. der TA Lärm herange-
zogen werden (Niedersächsisches Oberverwaltungs-
gericht Beschluss vom 21.02.2022 – 1 MN 160/21 Rn. 
15 juris, Beschluss vom 22.06.2022 – 1 MN 28/22 Rn. 
17 juris). Danach sind Geräusche des An- und Ab-
fahrtsverkehrs auf öffentlichen Verkehrsflächen in ei-
nem Abstand von bis zu 500 m von dem Betriebs-
grundstück zu betrachten. Ab einem Abstand von 
500 m kann i.d.R. davon ausgegangen werden, dass 
eine Durchmischung der Verkehre aus dem Plangebiet 
sowie dem üblichen Straßenverkehr erfolgt. Auch un-
ter Betrachtung des 500 m Radius von dem Knoten-
punkt mit der L 413 aus (und nicht der Zufahrten zu 
den Betriebsgrundstücken im Plangebiet) befinden 
sich in einem Abstand von 500 m weder die Ortslage 
von Mehrum, Schwicheldt oder Hämelerwald noch 
schutzbedürftige Wohnnutzung im Außenbereich. 
Diese Rechtsprechung gilt ausdrücklich auch, wenn 
die Vorbelastung ohne die planbedingten Zusatzver-
kehre bereits oberhalb der Schwelle der Gesundheits-
gefährdung von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts lie-
gen (Nds. OVG B. v. 21.02.2022 aaO.), wie vorliegend 
auf Grundstücken entlang der Ortsdurchfahrt der L 413 
in Hämelerwald. 
Außerhalb des 500 m Radius sind planbedingte Zu-
satzverkehre nur bei besonderen Umständen des Ein-
zelfalles abwägungserheblich. Dazu zählen eine be-
sonders ausgeprägte Abgrenzbarkeit des Verkehrs, 
besondere Aspekte der Verkehrs- oder Siedlungs-
struktur oder qualitativ andersartige Verkehre wie erst-
mals Nachtverkehre, erstmals Lkw-Verkehre oder Ab-
biegerverkehre. Derartige besondere Umstände des 
Einzelfalles sind vorliegend nicht ersichtlich. Qualita-
tive Veränderungen finden nicht statt, weil auch bereits 
jetzt Lkw-Verkehr nachts im maßgeblichen Umfang 
stattfindet. Eine besonders ausgeprägte Abgrenzbar-
keit des Verkehrs oder besondere Aspekte der Ver-
kehrs- oder Siedlungsstruktur liegen ebenfalls nicht 
vor. 
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Entsprechend den schalltechnischen Berechnungen 
auf Grundlage der Verkehrszahlen für den Progno-
sehorizont 2035 ergeben sich in der angrenzenden 
Ortslage von Hämelerwald Pegelerhöhungen von bis 
zu 1,7 dB(A) und in den Ortslagen von Mehrum, Schwi-
cheldt und Equord von bis zu 0,7 dB(A). Entlang der 
L 413 liegen die Werte bei den Wohngebäuden im Au-
ßenbereich zwischen diesen Werten. Die sog. grund-
rechtsrelevante Schwelle der Gesundheitsbeeinträch-
tigung von tags 70 dB(A) und nachts 60 dB(A) wird in 
Teilen bereits im Bestand überschritten sowie erstma-
lig oder weitergehend im Zusammenhang mit den er-
mittelten Zusatzverkehren. Dabei ergibt sich der 
höchste Pegel tags mit 70,7 dB(A) und nachts mit 
65,0 dB(A) in Hämelerwald.  
Dass durch Mehrverkehre zugleich eine zusätzliche 
Mehrbelastung durch Lärm folgert, ist unbenommen. 
Dabei ist nicht jedwede Erhöhung von Verkehr respek-
tive Lärm gleichzusetzen mit einer Unzulässigkeit ei-
nes Planvorhabens. Hier sind einerseits durch entspre-
chende schalltechnische Grenzwerte Rahmenbedin-
gungen der Zulässigkeit gesetzt. Andererseits wird der 
Rahmen des rechtlich erforderlichen Untersuchungs-
umfangs definiert, welcher im Zusammenhang mit dem 
Abwägungserfordernis zu berücksichtigen ist. Für 
letztgenannten wird im Rahmen der Abwägung auf die 
Regelungen gem. Nr. 7.4 TA-Lärm insbesondere den 
zu untersuchenden Abstand von Geräuschen des An- 
und Abfahrtverkehrs auf öffentlichen Verkehrsflächen 
in einem Abstand von bis 500 m zum Betriebsgrund-
stück abgestellt. 
Die Untersuchung der Mehrverkehre auf öffentlichen 
Straßen innerhalb des 500 m Radius hat keine Über-
schreitung der maßgebenden Richtwerte ergeben. 
Eine Betrachtung der Mehrverkehre über den 500 m 
Radius hat –unabhängig von dem rechtlichen Erforder-
nis– ebenfalls stattgefunden. Der Stadt Peine ist be-
wusst, dass auch bei einer erheblichen bestehenden 
Vorbelastung eine planbedingte Verkehrszunahme 
oberhalb der Schwelle der Gesundheitsgefährdung 
–unabhängig von dem rechtlichen Erfordernis– ein ab-
wägungserheblicher Belang von erheblichem Gewicht 
ist. Auch hier werden die o.g. Geschwindigkeitsbe-
grenzungen in die Abwägung als mindernd eingestellt.  
Insofern war eine Erstellung eines Luftreinhalteplans 
durch die Stadt nicht erforderlich. 
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Im Ergebnis ist festzuhalten, dass aus rechtlicher Sicht 
für die planbedingten Verkehre keine weiteren Maß-
nahmen erforderlich werden.  

Die Planfestsetzungen und die Be-
gründung werden beibehalten. 

Schützenswerte Nutzungen: 
Im Süden der Ortslage Hämelerwald, östlich der L413, befindet sich das Gut Adolfshof. Der 
rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 04/29 "Gut Adolfshof" setzt das Gebiet als "Sonder-
gebiet mit der Zweckbestimmung Einrichtung für biologisch-dynamischen Landbau mit Bil-
dung/Forschung und Sozialtherapie/Werkstatt für behinderte Menschen" fest. Es handelt 
sich um eine sozialtherapeutische Einrichtung, in der schwerst- und teilweise mehrfach be-
hinderte Menschen wohnen und arbeiten. 

Die zusätzliche Verkehrsbelastung in der Nähe einer derart sensiblen Nutzung ist nicht hin-
nehmbar. Bei der vorliegenden Planung eines Industriegebiets ist daher eine entspre-
chende Verkehrsbelastung an dieser Stelle zu vermeiden. 
Dahingehend ist ebenfalls die zu erwartende Feinstaubentwicklung durch den zunehmen-
den Schwerlastverkehr entlang der L413 in Richtung BAB2 zu prüfen und bei der weiteren 
Planung zu berücksichtigen. 

Des Weiteren trifft der B-Plan keine Aussagen zu den Auswirkungen der verursachten Er-
schütterungen sowie zusätzliche Lärmbelastungen durch die zu erwartenden Schwerlast-
verkehre auf die vorhandene Wohnbebauung an der L413. 

Dass für den Bereich des Guts Adolphshof ein rechts-
kräftiger Bebauungsplan bestehe, wird zur Kenntnis 
genommen. Der Bebauungsplan selbst regelt keinen 
konkreten Schutzanspruch; vielmehr ist aufgrund der 
Nutzungsmischung von vergleichsweisen Werten ei-
nes Dorfgebietes auszugehen. Wie bereits weiter oben 
ausgeführt, wird zwar die Verkehrsbelastung auf der 
L 413 erhöht; dieses jedoch immer ins Verhältnis ge-
setzt zu den bereits bestehenden Verkehrsmengen. 
Folgerichtig sind auch im Bestand bereits eine Beein-
trächtigung respektive eine erhöhte engmaschige Be-
treuung im Bereich der Einrichtung zu berücksichtigen. 
Zusätzlich ist, wie ebenfalls oben beschrieben, die Ge-
schwindigkeitsbegrenzung auf 50 km/h durch den 
Straßenbaulastträger der Landesstraße im Bereich 
des Guts Adolphshof vorgesehen.  
Für die Bewertung der Luftschadstoffe wurde der Jah-
resbericht 2023 der Luftqualitätsüberwachung in Nie-
dersachsen des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamts 
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Hildesheim herangezogen. Im Ergebnis kommt der Be-
richt zu dem Ergebnis, dass in Auswertung der Mess-
stellen in Niedersachsen für das Bezugsjahr 2023 die 
Konzentrationswerte für Benzol, Kohlenmonoxid, 
Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid, Partikel PM10 und 
PM2,5 eingehalten wurden.  
Art. 23 Abs. 1 Unterabs. 1 der Richtlinie 2008/50/EG 
verpflichtet die Mitgliedstaaten dafür zu sorgen, dass 
für Gebiete oder Ballungsräume, in denen Schadstoff-
werte in der Luft einen Grenzwert überschreiten, Luft-
qualitätspläne erstellt werden, um die entsprechenden 
Grenzwerte einzuhalten. Im Falle der Überschreitung 
von Grenzwerten enthalten die Luftqualitätspläne ge-
eignete Maßnahmen, damit der Zeitraum der Nichtein-
haltung so kurz wie möglich gehalten werden kann. Die 
Stadt Lehrte zählt zu dem Ballungsraum Hannover-
Braunschweig. Auf Initiative der Stadt wurde durch das 
Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim 2012 für das Be-
zugsjahr 2010 eine modellgestützte Abschätzung der 
Luftschadstoffe durchgeführt mit dem Ergebnis, dass 
die Grenzwerte für PM10 und Stickstoffdioxid (NO2) 
eingehalten werden. 
Auch lassen sich aus einer Verkehrszunahme bei der 
vorliegenden klassifizierten öffentlichen Straße nicht 
inzident erhebliche Gebäude- oder Gesundheitsschä-
den durch Erschütterungen ableiten unter Bezug-
nahme auf größere Hauptverkehrsstraßen mit weitaus 
höheren Verkehren. Zu den Lärmbelastungen siehe 
weitere oben. 

Die Planfestsetzungen und die Be-
gründung werden beibehalten. 

Bauleitplanunq der Stadt Lehrte: 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Lehrte stellt noch zu entwickelnde Wohnbauflächen an 
der L413 für den OT Hämelerwald dar. Aufgrund der besonderen Ortslage vom OT Hä-
melerwald stehen im FNP der Stadt Lehrte nur wenige Wohnbauentwicklungsflächen zur 
Verfügung. Eine dieser Entwicklungsflächen befindet sich direkt an der L413. 
Es ist davon auszugehen, dass durch die Planung eines Industriegebietes und die daraus 
verursachten Verkehre unmittelbare negative Auswirkungen auf die noch vorgesehene 
städtebauliche Entwicklung im OT Hämelerwald der Stadt Lehrte ausgehen. Die Stadt 
Lehrte sieht sich mit der geplanten Ansiedlung eines Industriegebiets (Gl) in Ihrer Planungs-
hoheit eingeschränkt, da zu befürchten ist, dass die im Flächennutzungsplan der Stadt 
Lehrte geplante Wohnbauentwicklung in der Ortslage nicht mehr umgesetzt werden kann. 

Der Lärmaktionsplan 4. Stufe der Stadt Lehrte wurde am 19.06.2024 vom Rat der Stadt 
Lehrte beschlossen. Die EG-Umgehungslärmrichtlinie sieht die Abgrenzung sogenannter 



Stadt Peine 
Abteilung 
Stadtplanung 

Abwägung zum Bebauungsplan  
Nr. 16 "Ehemaliger Kohlehafen südlich der Straße 
Unter den Eichen" (gebietsübergreifend Kraftwerk 
Mehrum) - Schwicheldt

Anlage 3 zur Vorlage  
356/2021 BV-002 
Anlage 2 zur Begründung 

Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB (Frühzeitige Behörden-
beteiligung) und gemäß § 4 (2) BauGB (Behördenbeteiligung) lfd. Nrn. insg.

1-26 

Stellungnahme / Anregung

lfd. Stellungnahme der Verwaltung 

Nr. Beschluss des Rates der Stadt Peine 

52 

ruhiger Gebiete als Bestandteil der Lärmaktionsplanung vor. In einem ruhigen Gebiet soll 
ein festgesetzter Grenzwert, der von der Behörde (in diesem Fall die Stadt Lehrte) definiert 
wird, nicht überschritten werden. Im Lärmaktionsplan sind für den OT Hämelerwald großflä-
chige zusammenhängende Räume mit einem L DEN < 55 dB(A) ausgewiesen. Dieses be-
trifft konkret den südlichen Ortsteil von Hämelerwald an der L413. In diesen Bereichen kann 
eine durch Ihre Planung bedingte Verkehrslärmzunahme seitens der Stadt Lehrte nicht ak-
zeptiert werden. 

Die Entwicklung von Wohnbauflächen angrenzend an 
Verkehrswege kann abhängig von der auf das Plange-
biet einwirkenden Verkehrslärmbelastung zu zusätzli-
chen Maßnahmen führen, um gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse sicherzustellen. Dabei kann im Rah-
men der jeweiligen Bauleitplanung auf diese durch ak-
tive und passive Schallschutzmaßnahmen reagiert 
werden. Die aus dem Flächennutzungsplan der Stadt 
Lehrte ersichtliche Wohnbaufläche südlich des Damm-
weges liegt außerhalb der Ortsdurchfahrt der L 413 
und ist bereits im Bestand durch Verkehrslärm vorbe-
lastet. Insofern war hier bereits zuvor der Verkehr auf 
der L 413 zu berücksichtigen. Eine direkte Bedingtheit 
einer zukünftigen Nichtumsetzbarkeit des Baugebietes 
aus der Planung des Industriegebietes am Kohlehafen 
kann hieraus jedoch nicht abgeleitet werden.  
Die angesprochene Lärmaktionsplanung ist grundsätz-
lich zu begrüßen, zumal die Stadt Lehrte –hier im spe-
ziellen auch die Ortslage Hämelerwald– durch die vor-
handenen Verkehrswege sowie die großflächigen Ge-
werbeansiedlungen im Bestand stark vorbelastet ist. 
Da jedoch eine Lärmaktionsplanung in der Verantwor-
tung der jeweiligen Gemeinde liegt, kann sie keine Bin-
dewirkung für die Nachbargemeinden, geschweige 
denn eine Behördenverbindlichkeit erzeugen. 

Die Planfestsetzungen und die Be-
gründung werden beibehalten. 

LROP/ RROP: 
Das Landesraumordnungsprogramm (LROP) für Niedersachsen legt für die Flächen des 
ehemaligen Kraftwerks die Nutzungen Rohstoffgewinnung und Großkraftwerk fest. 
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Abb.1: Auszug aus dem Landesraumordnungsprogramm (LROP) für Niedersachsen 

Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) für den Großraum Braunschweig stellt 
für die in Rede stehende Fläche einen vorhandenen Siedlungsbereich bzw. bauleitplane-
risch gesicherten Bereich als Umschlagplatz dar. 

Abb. 2:  Auszug aus dem Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP 2008) 
des Regionalverbands Großraum Braunschweig 



Stadt Peine 
Abteilung 
Stadtplanung 

Abwägung zum Bebauungsplan  
Nr. 16 "Ehemaliger Kohlehafen südlich der Straße 
Unter den Eichen" (gebietsübergreifend Kraftwerk 
Mehrum) - Schwicheldt

Anlage 3 zur Vorlage  
356/2021 BV-002 
Anlage 2 zur Begründung 

Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB (Frühzeitige Behörden-
beteiligung) und gemäß § 4 (2) BauGB (Behördenbeteiligung) lfd. Nrn. insg.

1-26 

Stellungnahme / Anregung

lfd. Stellungnahme der Verwaltung 

Nr. Beschluss des Rates der Stadt Peine 

54 

Aus Sicht der Stadt Lehrte widerspricht die Entwicklung von Industrieflächen (Gl) an dem 
Standort den Zielen der Raumordnung. Die Ansiedlung eines produzierenden Gewerbes 
stellt keine Rohstoffgewinnung bzw. ein Großkraftwerk dar. Gleiches gilt für die Festsetzung 
eines Umschlagplatzes im rechtskräftigen RROP. 

Der Hämelerwald ist als Naturschutzgebiet sowie als FFH Gebiet ausgewiesen. Für Natura 
2000 - Gebiete gilt gemäß Art. 6 FFH-Richtlinie ein "Verschlechterungsverbot". Entgegen 
dem Gebot wird durch die Verkehrszunahme eine erhebliche Beeinträchtigung des Natur-
schutz- und FFH Gebiets Hämelerwald befürchtet. Die Stadt Lehrte fordert, um erhebliche 
Beeinträchtigungen nachweislich auszuschließen, die Auswirkungen im Rahmen einer 
FFH-Verträglichkeitsprüfung darzulegen. 

Der Bebauungsplan setzt im Geltungsbereich ein Industriegebiet (Gl) fest, wo grundsätzlich 
alle Vorhaben möglich sind, die im Industriegebiet (Gl) zulässig sind. Die den Planunterla-
gen beigefügten Gutachten stellen allgemeine Prognosen dar und sind für alle Vorhaben 
ausgelegt die grundsätzlich durch die Entwicklung von Industrieflächen an dem Standort 
entstehen können. Wohingegen in einem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan weiterge-
hende Regelungen getroffen werden können. Soweit der Stadt Lehrte bekannt, ist für die 
zu entwickelnde Fläche die Ansiedlung eines konkreten Vorhabens, nämlich der Ansiedlung 
eines Kartoffelverarbeitenden Betriebes durch die Firma McCain, geplant. 

Daher ist aus Sicht der Stadt Lehrte nicht nachzuvollziehen, dass nicht das Planverfahren 
als Vorhabenbezogener Bebauungsplan durchgeführt wird. Ein städtebaulicher Vertrag bie-
tet begrenzte Regelungsmöglichkeiten, worin u.a. die zu erwartenden Verkehre/Verkehrs-
bewegungen nicht geregelt werden können. Dies wäre bei einem Vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan anders. 

Dass durch die Energiewende Änderungen am vorhandenen Kraftwerkstandort eintreten, 
ist aus Sicht der Stadt Lehrte nachvollziehbar. Es bestehen jedoch erhebliche Zweifel darin, 
dass sich die Lagegunst für einen Kraftwerkstandort am Mittellandkanal auch auf eine in-
dustrielle bzw. gewerbliche Nutzung übertragen lässt. Wie von der Stadt Lehrte befürchtet 
soll der Verkehr der geplanten industriellen und gewerblichen Nachnutzung des ehemaligen 
Kohlehafens zu einem überwiegenden Teil über die Straße abgeführt werden und nicht wie 
bislang über den Mittellandkanal. Wie dem Verkehrsgutachten zu entnehmen ist, wird hier-
bei ein Großteil des planinduzierten Verkehrs durch das Stadtgebiet von Lehrte zur A2 ge-
führt. Dies betrifft insbesondere die Ortsdurchfahrt von Hämelerwald (L 413). Diese Orts-
durchfahrt ist auch heute schon hoch belastet, dies insbesondere durch den Schwerlastver-
kehr. In einigen Bereich ist davon auszugehen, dass durch die Verkehrsbelastung die 
Schwelle der Gesundheitsgefahr in den angrenzenden Wohngebieten bereits zum jetzigen 
Zeitpunkt überschritten ist. Der Bebauungsplan trifft hierzu keine Aussagen oder legt kon-
krete Lösungen vor. Die Stadt geht daher davon aus, dass mit der Planung eine erhebliche 
Beeinträchtigung der Stadt Lehrte entsteht und stellt sich entschieden gegen die Planung. 

Der Regionalverband Großraum Braunschweig wurde 
an den Planverfahren beteiligt. Aussagen zu einer 
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Nichtvereinbarkeit mit den Grundsätzen und Zielen der 
Raumordnung wurden nicht vorgetragen. Des Weite-
ren wurde zu den naturschutzfachlichen Belangen so-
wohl der Landkreis Peine als auch die Region Hanno-
ver beteiligt. Bezüglich einer FFH-Verträglichkeitsprü-
fung wurden keine Hinweise vorgebracht; dieses auch 
aufgrund des Abstandes des Vorhabengebietes zu 
den ausgewiesenen Schutzgebieten. Unter Berück-
sichtigung der Einschätzung der Fachbehörden sowie 
der hier im Hause getroffenen Einschätzung werden 
keine Unvereinbarkeiten der vorliegenden Planung ge-
sehen.  
Die Ausweisung der Flächen auf dem Gebiet des ehe-
maligen Kohlehafens führt zu einer sinnvollen Folge-
nutzung dieses teilweise bereits industriell genutzten 
und bebauten Gebietes und entspricht damit dem 
Grundsatz des sparsamen Umganges mit Grund und 
Boden (§ 1 Abs. 2 Satz 1 BauGB) und dem als über-
geordnete Planungsdirektive geltenden Vorrang der 
Innenentwicklung (§ 1 Abs. 5 Satz 3, § 1 a Abs. 2 
Satz 1 BauGB). 
Grundsätzlich ist es unstrittig, dass das geplante In-
dustriegebiet zu einer zusätzlichen Belastung im Um-
feld sowie der für seine Erschließung erforderlichen 
Verkehrswege führen wird. Um die Erheblichkeit zu-
sätzlicher Belastungen bewerten und in die Abwägung 
gemäß § 1 Abs. 7 BauGB einzustellenden rechtlichen 
Interessen sicher beurteilen zu können, wurden u.a. 
ein Verkehrs- und Schallgutachten erstellt. Dabei be-
trachten die Gutachten die Auswirkungen gesamtheit-
lich sowie über den rechtlich erforderlichen Rahmen 
hinausgehend. 
Die grundlegenden Aspekte der Lärmsanierung sind 
an anderer Stelle zu klären. Auch wenn die Stadt für 
derartige Anordnung im Straßenverkehrsrecht und au-
ßerhalb ihres eigenen Gemeindegebietes nicht zustän-
dig ist, sieht sie eine realistische Chance auf die Um-
setzung und Aufrechterhaltung der o.g. Maßnahmen, 
die die Auswirkungen der planbedingten Zusatzver-
kehre auf die Verkehrsverhältnisse in der benachbar-
ten Gemeinde Hämelerwald verringern können. 

Die Planfestsetzungen und die Be-
gründung werden beibehalten. 
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23. TenneT TSO GmbH 
Eisenbahnlängsweg 2 a, 31275 Lehrte 
Schreiben vom 30.10.2024 

In dem gekennzeichneten Bereich befindet sich die o. a. geplante Leitung unseres Unter-
nehmens.  

Für unsere geplante 380-kV-Leitung Mehrum/Nord – Wolmirstedt (Ostfalen-Achse, 
Projekt A600) - Teilprojekt A600A gilt:  

Der angefragte Bereich befindet sich im Bereich eines möglichen Trassenkorridors (TKS 
02, 03) für das o. g. Leitungsbauvorhaben unseres Unternehmens.  

Die Leitung ist als Freileitung geplant. Derzeit werden die Unterlagen für die Raumverträg-
lichkeitsprüfung (ehemals Raumordnungsverfahren) vorbereitet. Das Verfahren wird durch 
den Regionalverband Großraum Braunschweig (Abteilung Regionalentwicklung, Frau Go-
lumbeck) geführt. Rückmeldungen oder Rückfragen senden Sie bitte direkt an den Projekt-
leiter für Planung und Genehmigungen, Herrn Dr. Bethge von der TenneT TSO GmbH per 
E-Mail Ekkehart.Bethge@tennet.eu.  

Bitte geben Sie im Fall einer nachfolgenden weiteren Anfrage in dieser Angelegenheit stets 
unsere oben im Betreff genannte Vorgangsnummer an und geben Sie diesen Hinweis bitte 
auch an Auftragnehmer bzw. Bauausführende weiter. 

Der Bereich des Kohlehafens liegt in dem angespro-
chen Trassenkorridor der geplanten 380-kV-Leitung. 
Dabei handelt es sich um den möglichen Trassenkor-
ridor 2 und 3. 

Raumordnungsverfahren- Auszug der Trassenkorridore der  
TenneT TSO GmbH 
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Im Rahmen der Vorbereitung der Antragsunterlagen 
durch die TenneT TSO GmbH erfolgte bereits ein Aus-
tausch mit der Gemeinde Hohenhameln. Die favori-
sierte Trasse soll westlich des Kohlehafens und östlich 
der L 413 verlaufen, so dass eine Kollision der Planun-
gen nicht gegeben ist. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 

24. Wasserverband Peine 
Horst 6, 31226 Peine 
Schreiben vom 20.11.2024 

Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 26.02.2024 zu o. g. Bauleitplanung und mo-
difizieren bzw. ergänzen diese um folgende Hinweise:  

1. Die Erschließung des o. g. Plangebiets erfolgt gemäß den Ergebnissen der Abstim-
mungsgespräche zwischen der Stadt Peine, der Gemeinde Hohenhameln, dem durch 
Firma McCain beauftragten Planungsbüro 'ATP Planungs- und Beteiligungs-AG' so-
wie dem Wasserverband Peine als Träger der Trinkwasserversorgung für die Stadt 
Peine und die Gemeinde Hohenhameln sowie als Träger der Abwasserbeseitigung 
für die Gemeinde Hohenhameln.  

2. Die in den Abstimmungsgesprächen vereinbarten Zuständigkeiten und Modalitäten 
werden in einem Erschließungsvertrag festgeschrieben werden. Zu dessen Inhalten 
geben wir, mit Stand vom 19.11.2024, im Folgenden einen Überblick:  

2.1. Die Wasserversorgung für die Verwaltungs- und Sozialbereiche des im gebiets-
übergreifend ausgewiesenen Plangebiet vorgesehenen lebensmittelverarbei-
tenden Betriebs, Fa. McCain Kartoffelprodukte, erfolgt gemäß den Bestimmun-
gen der "Satzung über die Wasserversorgung des Wasserzweckverbands 
Peine für das Gebiet der Mitgliedsgemeinden in Niedersachsen" durch den An-
schluss an das vom Wasserverband Peine betriebene Trinkwassernetz der Ort-
schaft Mehrum.  

2.2. Das für die Herstellung der Kartoffelprodukte erforderliche Prozess- und Pro-
duktionswasser wird Fa. McCain, nach lebensmittelgerechter Aufbereitung von 
aus dem an das Plangebiet unmittelbar angrenzenden Mittellandkanal entnom-
menen Wasser, eigenverantwortlich bereitstellen. 

2.3. Der Stadtentwässerungsbetrieb Peine verzichtet im o. g. Plangebiet auf die Be-
seitigung des auf dem Gebiet der Stadt Peine anfallenden häuslichen Abwas-
sers. Dieses wird zusammen mit dem im Plangebiet auf dem Gebiet der Ge-
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meinde Hohenhameln anfallenden häuslichen Abwasser (Abwasser der Verwal-
tungs- und Sozialbereiche) über die abwassertechnischen Anlagen des Was-
serverbandes Peine beseitigt werden. 

2.4.  Die Beseitigung des im gebietsübergreifend ausgewiesenen Plangebiet anfal-
lenden häuslichen Abwassers erfolgt gemäß den Bestimmungen der "Abwass-
ersatzung des Wasserverbandes Peine für das Gebiet der Mitgliedsgemeinden 
in Niedersachsen" durch den Anschluss an das vom Wasserverband Peine be-
triebene öffentliche Schmutzwasserkanalisationsnetz der Ortschaft Mehrum. 
Das anfallende Schmutzwasser wird der Kläranlage Mehrum zugeführt, dort 
sind Kapazitäten zur Abwasserbehandlung vorhanden. 
Die Herstellung und Unterhaltung der zum Anschluss an die in der Straße 
"Ackerköpfe" vorhandene öffentliche Schmutzwasserkanalisation erforderlichen 
abwassertechnischen Anlagen (Abwasserpumpwerk und Abwasserdruckrohr-
leitung) obliegt der Fa. McCain.  

2.5. Das bei der Herstellung der Kartoffelprodukte anfallende gewerbliche Abwasser 
wird nach Vorbehandlung in von der Fa. McCain eigenverantwortlich betriebe-
nen Vorbehandlungsanlagen in den Mittellandkanal eingeleitet werden. 

2.6. Das im gebietsübergreifend ausgewiesenen Plangebiet anfallende Nieder-
schlagswasser ist nach Möglichkeit, soweit es die anstehenden Böden zulas-
sen, vor Ort zu versickern, zur späteren Nutzung aufzufangen oder zu verduns-
ten bzw. über geeignete Rückhaltemaßnahmen der Vorflut zuzuführen. 

3. Wir weisen darauf hin, dass jede Einleitung von Abwasser bzw. eine Einleitung von 
auf Gewerbegrundstücken anfallendem Niederschlagswasser in das Grundwasser 
oder in Oberflächengewässer genehmigungspflichtig ist. Weitere Auskünfte hierzu 
sind über die Untere Wasserbehörde des Landkreises Peine erhältlich.  

4.  Zur Einschätzung der Belastungskategorie und Behandlungsbedürftigkeit des von be-
bauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließenden Niederschlagswassers ver-
weisen wir auf die Regelwerkreihe DWA-A/ M 102.  
Soll Niederschlagswasser nach Nutzung als Brauchwasser in den öffentlichen 
Schmutzwasserkanal eingeleitet werden, ist dies dem Wasserverband Peine anzuzei-
gen. Es dürfen keine umweltschädlichen Stoffe bzw. Substanzen in das Grundwasser, 
die Vorflut oder den Schmutz- bzw. Regenwasserkanal eingeleitet werden.  

Die aktuellen Fassungen unserer Satzungen sind auf unserer Internetseite unter www.wvp-
online.de/service/vertragsbedingungen-formulare veröffentlicht.  

Für Fragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gern zu Verfügung. 

Mit Schreiben vom 26.02.2024 nimmt der Wasserverband Peine wie folgt Stellung: 

1)  Das o. g. Plangebiet ist gegenwärtig nicht an das vom Wasserverband Peine betrie-
bene öffentliche Trinkwasserversorgungsnetz der Ortschaft Schwicheldt angebunden. 
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2) Für die Beurteilung, in welchem Umfang für die Anbindung des o. g. Plangebiets an 
das vorhandene Trinkwasserversorgungsnetz der Ortschaft Schwicheldt dieses er-
weitert werden muss oder ob ggf. eine Versorgung über das vom Wasserverband 
Peine betriebene Trinkwasserortsnetz der angrenzenden Ortschaft Mehrum, Ge-
meinde Hohenhameln, möglich ist, sind Angaben zu den voraussichtlichen Trinkwas-
serverbräuchen der perspektivisch im o. g. Plangebiet ansiedelnden Industrie- und 
Gewerbebetriebe erforderlich.  
Aufgrund des Fehlens der vorgenannten Angaben ist es dem Wasserverband Peine 
zum jetzigen Zeitpunkt leider nicht möglich, sich abschließend zu einem bedarfsge-
rechten Ausbau der für das o. g. Plangebiet erforderlichen trink- und abwassertechni-
schen Anlagen zu äußern.  

3)  Wir weisen darauf hin, dass der Wasserverband Peine ausschließlich Trink- und 
Brauchwasser gemäß den Bestimmungen der "Satzung über die Wasserversorgung 
des Wasserzweckverbandes Peine für das Gebiet der Mitgliedsgemeinden in Nieder-
sachsen" liefern kann. 
Für das o. g. Plangebiet ist eine Lieferung von Produktions- bzw. Prozesswasser in 
jeglicher Form leider nicht möglich. Diese vorgenannte Randbedingung ist bei der An-
siedlung von Industrie- bzw. Gewerbebetrieben im o. g. Plangebiet zwingend zu be-
rücksichtigen, daher empfehlen wir ausdrücklich Grundstücksinteressenten hierauf 
hinzuweisen. 

4)  Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus unserer öffentlichen Trinkwasserversor-
gung sind wir selbstverständlich grundsätzlich bereit. Wir können jedoch lediglich das 
vorhandene Wasser zu den jeweils herrschenden technischen Bedingungen zur Ver-
fügung stellen.  
Da die Bemessung einer Inanspruchnahme von Feuerlöschwasser aus dem öffentli-
chen Trinkwasserrohrnetz von der Leistungsfähigkeit des derzeitigen Rohrnetzzu-
standes sowie der jeweiligen Versorgungssituation abhängig ist, können wir weder 
hinsichtlich der Menge, der Zeitspanne noch des Druckes eine Garantie für einen aus-
reichenden Brandgrundschutz nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 übernehmen.  
Ferner weisen wir informativ darauf hin, dass die Sicherstellung der Löschwasserver-
sorgung gemäß § 2 des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes (NBrandSchG) 
dem Träger der Löschwasserversorgung, nicht dem örtlichen Trinkwasserversorger, 
in diesem Falle dem Wasserverband Peine, obliegt.  

5) Hinsichtlich vorgesehener Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenflächenbereich 
ist die Einhaltung der Hinweise des Regelwerks DVGW GW 125 "Bäume, unterirdi-
sche Leitungen und Kanäle" zu beachten.  
Dieser Hinweis hat auch Gültigkeit für Baumpflanzungen auf privaten Grundstücken, 
sofern diese im Trassenbereich von verlegten bzw. zu verlegenden Versorgungslei-
tungen liegen. 
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6)  Sollte im Zuge von Variantenplanungen die Ableitung des im o. g. Plangebiet anfal-
lenden Abwassers über das im Westen unmittelbar an das o. g. Plangebiet angren-
zende Plangebiet des Bebauungsplans "Ehemaliger Kohlehafen", Ortschaft Mehrum, 
Gemeinde Hohenhameln, in Betracht gezogen werden, ist dies im Vorfeld mit der in 
der Ortschaft Schwicheldt für die Abwasserbeseitigung zuständigen Stadtentwässe-
rung Peine und dem in der Ortschaft Mehrum für die Abwasserbeseitigung zuständi-
gen Wasserverband Peine abzustimmen.  

Für Fragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gern zu Verfügung und verbleiben 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass anhand der be-
reits geführten Vorgespräche eine Trinkwasserver- 
und Abwasserentsorgung für die Verwaltungs- und So-
zialbereiche der ansiedlungswilligen Firma ermöglicht 
werden kann.  
Auf die Klärung der gesonderten Herbeiführung von 
Produktions- und Prozesswasser sowie der Ableitung 
ebendieses wird hingewiesen. Hierzu sind bereits Ge-
spräche mit dem Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt 
Mittellandkanal / Elbeseitenkanal erfolgt. 
Der derzeitige Stand der Planung sieht vor, das Nie-
derschlagswasser gefiltert in den angrenzenden Mittel-
landkanal einzuleiten. Dieses erfolgt bereits für den 
Bereich des Kohlehafens im Bestand. Eine Versicke-
rung des Niederschlagswassers wird nur sehr einge-
schränkt aufgrund der anstehenden Pseudogleye so-
wie der Bodenbelastungen im Bereich des Kohleha-
fens möglich sein.  
Auf die Genehmigungs- bzw. Erlaubnispflicht bei der 
Versickerung von Niederschlagswasser oder Einlei-
tung in die Schmutzwasserkanalisation wird hingewie-
sen. 
Die Stellungnahme wird in die Begründung übernom-
men zur Beachtung im Rahmen der Umsetzung. 
Einzelne Aussagen der Stellungnahme vom 
26.02.2024 sind durch die aktuelle Stellungnahme be-
reits überholt; weitergehende Erkenntnisse ergeben 
sich aus dieser nicht. 

Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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25. Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Mittellandkanal / Elbeseitenkanal 
Ludwig-Winter-Str. 5, 38120 Braunschweig 
Schreiben vom 20.11.2024 

Ihre E-Mail vom 10.10.2024 zu der Bauleitplanung der Stadt Peine ist am selben Tag beim 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Mittellandkanal / Elbe-Seitenkanal (WSA MLK / ESK) 
eingegangen. 

Zum Bebauungsplan Nr. 16 "Ehemaliger Kohlehafen südlich der Straße Unter den Eichen" 
(gebietsübergreifend Kraftwerk Mehrum) – Schwicheldt, gebe ich für das WSA MLK / ESK 
folgende Stellungnahme ab:  

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine Bedenken, wenn die folgenden Hinweise be-
achtet werden:  

Die Flächen der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) dürfen 
nicht überplant werden und der verkehrliche Widmungszweck der davon berührten Bun-
deswasserstraße Mittellandkanal einschließlich deren Unterhaltung, muss gemäß den ge-
setzlichen Vorgaben des Wasserstraßengesetzes (WaStrG), weiterhin gewährleistet blei-
ben.  

Bei Bauvorhaben sind die vorgeschriebenen Grenzabstände grundsätzlich einzuhalten. 

Alle Aktivitäten und Baumaßnahmen an Bundeswasserstraßen benötigen in der Regel eine 
strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung (ssG) nach § 31 des Bundeswasserstra-
ßengesetzes (WaStrG). 

Die strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung gestattet nicht die Inanspruchnahme 
von Grundstücken und Anlagen. Für die Nutzung bundeseigener Wasser- und Landflächen 
ist daher zusätzlich der Abschluss eines Vertrages mit dem WSA MLK / ESK erforderlich, 
der die privatrechtlichen Belange und Entgelte regelt. 

Ich bitte um kurze Eingangsbestätigung dieser Stellungnahme. 

Für evtl. Fragen stehe ich Ihnen sehr gerne zur Verfügung. 

Die Flächen des Mittellandkanals befinden sich außer-
halb des Plangeltungsbereiches und werden insofern 
nicht überplant. Auf die erforderlichen Genehmigungen 
bei Aktivitäten und Baumaßnahmen an Bundeswas-
serstraßen erfolgt ein Hinweis in der Begründung. Alle 
weiteren Genehmigungen/Erlaubnisse sind im Rah-
men der Genehmigung nachzuweisen.  

Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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26. LGLN 
Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen  
Regionaldirektion Hameln-Hannover 
Dezernat 5 – Kampfmittelbeseitigungsdienst 
Dorfstraße 19, 30519 Hannover  
Schreiben vom 21.10.2024 

Sie haben den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Niedersachsen beim Landesamt für 
Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion Hameln 
- Hannover als Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) oder im Rah-
men einer anderen Planung um Stellungnahme gebeten. Diese Stellungnahme ergeht kos-
tenfrei.  
Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Gebiet des Landes Niedersachsen vollständig durch 
Kampfhandlungen betroffen. In der Folge können heute noch nicht detonierte Kampfmittel, 
z.B. Bomben, Minen, Granaten oder sonstige Munition im Boden verblieben sein. Daher 
sollte vor geplanten Bodeneingriffen grundsätzlich eine Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich 
der Kampfmittelbelastung durchgeführt werden.  
Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung der Gefahren ist eine historische Erkundung, bei 
der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition 
ausgewertet werden (Kriegsluftbildauswertung). Eine weitere Möglichkeit bietet die Sondie-
rung durch eine gewerbliche Kampfmittelräumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenabwehr-
behörde (in der Regel die Gemeinde) sollte sich vor Bodeneingriffen über die vor Ort gel-
tenden Vorgaben informiert werden. Bei konkreten Baumaßnahmen berät der KBD zudem 
über geeignete Vorgehensweisen.  

Hinweis:   
Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim KBD beauftragt werden. Die Auswertung ist gem. 
§ 6 Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Nie-
dersächsisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig. 
Eine Kriegsluftbildauswertung ist im Rahmen dieser Stellungnahme nicht vorgesehen und 
aus personellen Gründen nicht möglich, da prioritär Anträge nach NUIG bearbeitet werden. 
Ein Auszug aus dem Kampfmittelinformationssystem ist ebenfalls nicht mehr vorgesehen. 
Der KBD informiert die zuständigen Gefahrenabwehrbehörden unmittelbar über Ergebnisse 
durchgeführter Auswertungen. Dabei erkannte Kampfmittelbelastungen sind den Gefahren-
abwehrbehörden daher bereits bekannt.  
Sofern eine kostenpflichtige Kriegsluftbildauswertung durchgeführt werden soll, bitte ich um 
entsprechende schriftliche Auftragserteilung unter Verwendung des Antragsformulars und 
der Rahmenbedingungen, die Sie über folgenden Link abrufen können:  
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseiti-
gungsdienst-niedersachsen-207479.html  

Durch den Eigentümer wurde Mitte 2021 bereits eine 
Luftbildauswertung zur Erkundung möglicher Kampf-
mittel beauftragt. In diesem Zusammenhang wurden 
neben Luftbildern historische Dokumente und Sachli-



Stadt Peine 
Abteilung 
Stadtplanung 

Abwägung zum Bebauungsplan  
Nr. 16 "Ehemaliger Kohlehafen südlich der Straße 
Unter den Eichen" (gebietsübergreifend Kraftwerk 
Mehrum) - Schwicheldt

Anlage 3 zur Vorlage  
356/2021 BV-002 
Anlage 2 zur Begründung 

Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB (Frühzeitige Behörden-
beteiligung) und gemäß § 4 (2) BauGB (Behördenbeteiligung) lfd. Nrn. insg.

1-26 

Stellungnahme / Anregung

lfd. Stellungnahme der Verwaltung 

Nr. Beschluss des Rates der Stadt Peine 

63 

teratur bzgl. Informationen zu Luftangriffen, Boden-
kämpfen und sonstigen Verursachungsszenarien aus-
gewertet. Im Ergebnis wurden keine Hinweise auf 
Kampfmittelverdacht gefunden. Das Untersuchungs-
gebiet wird gemäß der nach den baufachlichen Richt-
linien Kampfmittelräumung (BFR KMR, NLBL 2018) 
vorzunehmenden Flächenkategorisierung zu 100 % 
der Kategorie 1 zugeordnet.  

Es ist kein Beschluss erforderlich. 


